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Jahren

Nöte, nichts als Nöte.
Halle, den 15. Juli 1919.

Ueber die Beſprechung beim Reichswirtſchaftsmini-
terium über die Kohlenlage haben wir bereits berichtet.
Danach i die Lage auf dem Kohlenmarkte äußerſt ernſt
und die Ausſichten für den kommenden Winter können
nicht troſtloſer gedacht werden.

Da drängt ſich die be auf, ob auch alles nur
denkbar ögliche geſchieht, um diedrohenden Gefahren abzuwenden durchMaßnahmen, die eine Mehrförderung an Kohlen ver
bürgen.

Die Regierung ſelbſt ſcheint ratlos zu ſein. Sie
effentlichkeit mit der Aufforderung,

ſich über den Ernſt der Lage klar zu werden. Aber was
iſt t gewonnen, wenn alles Volk begreifen lernt,
wie ſehr

unſer ganzes Leben m geworden iſt von der
Kohle,

dieſem wichtigſten Grundſtoff unſerer geſamten Volks
wirtſchaft, ohne die wir kein Brot backen, keine Häuſer
bauen, kein Kleidungsſtück anfertigen können? Was
wäre ſelbſt damit gewonnen, daß dieſer einſt ſo gering
geachtete und unter erbärmlichſten Arbeitsbedingungen
rage e erte „ſchwarze Diamant“ ſeiner ungeheu-
ren Bedeutung entſprechend gewürdigt und in ſeiner

9 erfaßbaren Menge jetzt ſene in den
Hemeinbeſitz des Staates überführt würde? Durch die
ſogenannte Sozialiſierung des Kohlenhandels war ja
ein Anfang dazu gemacht. Die Kohle ſollte ſo lautete
damals die Formel von dem Augenblick an, wo die
Förderſchale ans kam, dem Privatbeſitz und4 e et dieſer halben Maßregel eine be en ans en,

nämlich die Kohlenſchätze der Erde ſe ſt u verſtaat-
lichen, hat man ſich damals nicht entſchließen können,
wenn ſicherlich auch die Abſicht beſtand, ſie ſchließlich
durchzuführen. Man befürchtete einen Rückgang
der Produktion, der freilich kaum ſchlimmer
hätte ſein können, als er nun auch unter Beibehal-
tung des Privatbeſitzes eingetreten iſt. Aber
eingetreten wäre dieſer Rückgang wohl auch bei Voll
ſozialiſierung des Kohlenbergbaues, ſofern dieſe mög-
lich geweſen wäre. enn der Rückgang der Kohlen
förderung in dieſer Zeit auch unabhängig von der
Frage der Sozialiſierung hinreichend zu erklären. Er
iſt die Folge des

ungehenerlichen Raubbanes,
der vor und während des Krieges nicht nur an den Koh
lenſchätzen der Erde, ſondern mehr noch mit der Arbeits-
kraft der Kohlenbergleute getrieben worden iſt. Keine
Klaſſe von Arbeitern in Jnduſtrie und Handel iſt ſcham
loſer geknechtet, nichtswürdiger ausgebeutet worden als
das Lohnſklavenheer der Kohlenbarone. Der
Gr der Maſſen“treiks, in ſtumpfſinniger Reſiſtenz, in den blöden „So-
ziaſtſterungs Verſuchen auf eigene Fauſt äußerte
ieſer Unverſtand der Maſſen iſt von den adeligen und

nichtadeligen Zechenbeſitzern ſyſtematiſch gezüchtet wor-
den durch die jahrzehntelange Niederhaltung der Berg
ſklaven. Nirgends war früher die Unterdrückung der
Arbeiterorganiſationen ſchlimmer, nirgends die Zer-
Weh der Gewerkſchaften, nachdem dieſe doch Fuß
gefaßt hatten, auf konfeſſioneller und politiſcher Grund
age größer als dort.
Alles das rächt ſich jetzt, und die alten Verbände,

die alle beſonneren Elemente der r ſoweitſie der männermordende Krieg überhaupt am Leben ge-
laſſen, noch umfaſſen, ſtehen dem reißenden Strom im

er Empörung ebenſo machtlos gegenüber wie die
egierung.

Es ſind Vorſchläge aufgetaucht, die r
zu einer nationalen Angelegenheit zu machen, da
heißt: alle verfügbaren und W Arbeitskräfte
ſollten nach den Kohlengruben dirigiert werden, um
durch möglichſt günſtige Bedingungen und

Aufeuerung des Pflichtgefühls
ooch zunächſt einmal dem Arbeitermangel abzuhelfen.
Sicherlich ſtände ein ſolcher Freiwilligen-Aufruf weit
mehr im vaterländiſchen Intereſſe als die Freiwilligen-

ufrufe für irgendwelche Truppenteile, die r ort
zuerſt wieder verſchwinden müßten, wo wirklich gear
beitet werden ſoll. Unter güen Umſtänden wäre ein
ſolches Freiwilligenſyſtem für den Bergbau jederzwangsweiſe äingeſabeten ienſtpflicht vorzuziehen.

ber Vorbedingung dafür wäre auch, daß von vorn
herein jeder wilden EStreikpropaganda der Boden ent
gern würde. Eine den guten Seiten des militäri-

ch ebitld i eiwilligehe e Se e er

e
der ſich dort et in ſelbſtmörderiſchen

l nchereintienent

men werden. Und erſt recht ſelbſtverſtändlich müßte
ſein, daß dieſe freiwillige Arbeiterarmee keinem pri-
vaten Unternehmer mehr dienſtbar gemacht, ſondern
daß die Gruben ſelbſt nun auf ſchnellſtem
Wege in Staatseigentum verwandelt würden.
Die Regelung der Entſchädigungsfragen könnte ange
ſichts des akuten Notſtandes getroſt der Zukunft über-
laſſen bleiben.

u Maßregeln müſſen jetzt getroffen
werden. Davon das ganze Volk zu überzeugen, kann
einzig Sinn und Zweck des obigen Mahnrufes an die
Oeffentlichkeit ſein. Wir müſſen mehr und wir müſſen
billigere Kohlen bekommen. Sonſt ſteht binnen
kurzer Friſt nicht nur aller Verkehr, ſondern auch alle
ſonſtige Tätigkeit ſtill. Nicht mit Unrecht iſt des öfteren
darauf hingewieſen worden, daß die geradezu nieder
drückenden Schwierigkeiten, die ſich der Durchführung
unſerer Wohnungsbau- und Sieblungspläne entgegen
ſtellen, letzten Endes begründet ſind in dem Kohlen-
mangel, der jede Jnitiative, jeden Unternehmungs-
geiſt lähmt.

Dieſer Mangel muß alſo überwunden werdenwenn wir nicht dem ſchrecklichſten Elend, dem Scheitern
aller Zukunftshoffnungen entgegenſehen wollen. Er
kann aber heute nur noch überwunden werden durch

r Aenderung des ganzen Ar-eitsverhältniſſes auf den Kohlenberg-
werken. Die Förderung des wichtigſten Grundſtoffes
unſerer Volkswirtſchaft muß zu einer Sache der Allge-
meinheit, Arbeitsdienſt im Kohlenbergbau zu einer
vaterländiſchen Pflicht, der beſter Lohn und höchſte An
n gebührt, gemacht werden. Alle Kräfte, die
durch Ab r der militäriſchen Dienſtpflicht frei-
geworden ſind, ſollten aufgerufen werden, ſich für dieſen
Dienſt zur Verfügung zu ſtellen, ohne deſſen Erfüllun
unſer Volk des teuer erkauften Friedens nicht fro
werden kann.

Neben den vielen Nöten, die unſer Volk drücken,
ger die Kohlennot zu den ärgſten. Mit dem Frie-
ensſchluß und der der Blockade werden

manche Nöte automatiſch aus der Welt geſchafft wer
den, aber auch mit dieſer größten Gegenwartsnot muß
das Volk um ſeiner ſelbſt willen fertig werden.

Die Heimkehr der Kriegsgefangenen.
Weimar, 14. Juli. Ueber die Vorbereitungen für

die Rückkehr der deutſchen e r r führte der
ſozialdemokratiſche Abgeordnete Stücklen in einem
ängeren a u. a. Folge inevon deutſchen Kriegsgefangenen haben bisher, abge ehen

von einem kleinen Transport der im Saargebiet be
eimateten, nicht ſtattgefunden. Frankreich hat 340 000,
England 195 000 und Amerika 50 000 deutſche Kriegs-
efangene. Jn Sibirien ſind 20 000 Kriegs und 30 000
ivil r Die ſchlimmſte J lung iſt dendeutſchen Kriegsgefangenen von den Franzoſen zu teil

geworden, im übrigen ſind die Klagen gering. Durch
private Opferwilligkeit ſind bisher 10 Millionen Mark
Spenden eingekommen. 150 Millionen die Reichs
regierung zur Verfügung geſtellt. Jeder Ge
angene ſoll bei Bedürftigkeit bei der Heimkehr eine

eihilfe von 300 Mark bekommen, ausgenommen die
Ueberläufer. Dieſe Beihilfe kann in beſonders gearteten
Fällen bis auf 600 Mark erhöht werden, wenn die Ge
meinde 150 Mark zuſchießt. Bei der Entlaſſung ſoll
ferner jeder Gefangene eine Abfindungsſumme von
50 Mark und die Gebührniſſe für acht Wochen erhalten.

Bern, 14. Juli. Nachdem die letzten Schwierigkeitenwegen der Entlaſſung der etwa 3000 noch in der Schwei
befindlichen deutſchen Jnternierten beſeitigt ſind, wir
die Kriegsinternierung in der Schweiz in etwa Monats
friſt beendet ſein.

Klärung in der öchulfrage.

Weimar, 14. Juli. (WTB.) Zwiſchen den Parteien
der Sozialdemokratie und des Zentrums iſt in der
Nationalverſammlung ein Kompromiß auf dem Gebiet
der Schulfragen zuſtande gekommen, das ſich auf die
Artikel 145/46 des Verfaſſungsentwurfs bezieht. So
wird r beſtimmt, daß der Wille der Erziehungs-
berechtigten entſcheiden ſoll, ob die Schulen innerhalb
der Gemeinden für alle Bekenntniſſe gemeinſam, nach
Bekenntniſſen getrennt oder bekenntnisfrei (weltlich)
ſein ſollen.

Es iſt alſo doch eine Verſtändigung zuſtande ge-
kommen. Wenn auch das Zentrum mit ſeiner Erpreſſer-
politik nicht durchgekommen iſt und manchen Pflock
urückſtecken mußte, ſo wird uns Sozialdemokraten die
ſung t nicht befriedigen. Höher aber als die

reſtloſe Erfüllung unſerer c u ä Schulforde-rungen ſteht eben der oribeſta unſeres Geſamtvolkes

und Landes; den zunichte zu machen, Deutſchland zu
rſchlagen drohten die „vaterlandsfreundlichen“ Zen-

rumler, deren Egoismus nach rechter Jeſuitenart vor
nichts zurückſchreckt. Die Unabhängigen, die bar jeder
Verantwortung ſind, können gut theoriſieren; es iſt
eben etwas anders, wenn man die Verantwortung für
das Geſchick eines ganzen Volkes auf den Schultern
trägt und ſich dieſer Verantwortung voli bewußt iſt.
Die Beſtrebungen der Sozialdemokraten auf Feſtlegung
der rein weltlichen Schule konnten leider nicht durch-
dringen, Zentrum nd Demokraten, die damals

d erung an rten, ſetzten den Religionsh t örbehtii en eng n der VerSunterricht

r unbeſchadet des Aufſichtsrechtes des
taates erteilt werden; aber die Erteilung des Reli-

en ts ſoll der Willenserklärung der Lehrer
Kberlaſſen en, die Teilnahme der Kinder
Religionsunterricht der Willenserklärung der Erzie-
hungsberechtigten. Hinſichtlich der Konfeſſionsſchule
wurde nach langen Verhanoöoölungen beſchloſſen, daß dieſe

der einzelſtaatlichen Geſetzgebung übertragen
werden ſoll. 8 all dieſen Beſtimmungen zeigt ſich der
kompromißartige Charakter der Kommiſſionsbeſchlüſſe.
Mit der ſesigen Löſung iſt die Angelegenheit nicht
erledigt, der Kampf C weiter, bis unſere ſozial-demokratiſchen Schulforderungen reſtlos erfüllt
ſind. Dazu gilt es, die Sozialdemokratie zu ſtärken
und ſie wird gewiß in nicht allzu ferner Zeit ſtark genug
ſein, um die richtige Löſung zu treffen.

Weimaer, 14. Juli. (WTVB.) Die große politiſche Aus
ſprache, in der der Miniſterpräſident Bauer, ſowie der Reichs
miniſter des Auswärtigen Müller ihre programmatiſchen Erklä
rungen absgeben werden, wird vorausſichtlich am Donnerstag
den 17. Juli, ſtattfinden.

Die Aufhebung der Blodude.

Die Aufhebung der Blockade zieht naturnotwendi
immer weitere Kreiſe. Mit der Aufhebung ſind au
alle W r i im Verkehr der alliiertenLänder mit der Schweiz und Holland und von
dieſen beiden Ländern wieder nach Deutſchland von
Ententeſeite amtlich aufgehoben worden. Auch ſonſt iſt
der Verkehr wieder in Gang gekommen und wie aus

gemeldet wird, iſt am Sonntag der holländiſche
ampfer „Mars“ mit einer Ladung Stückgut im Ham

burger Hafen ung le als erſter Holländer, der
nach Aufhebung der Blockade ohne Kontrolle
Hamburg angelaufen hat. „Nieuwe van den Dag“
meldet ferner aus London: Die britiſche Regierung hat
Lizenzen ausgegeben, durch die die Wiederauf-
nahme des Handels mit Deutſchland wieder
ermöglicht wird.

ber ſo ganz ohne Nadelſpitzen wird man gegen
Deutſchland noch nicht arbeiten können. Nach einer
Meldung des „Hollandſch Nieuwsbureau“ aus London
ſoll noch keine freie Fahrt für deutſche
Schiffe ſein. Durch die k. des Friedensabkommens wurde der Handel mit Deutſchland den
Alliierten und Neutralen an wieder geſtattet. Der
Handel bleibt lediglich den er jedes einzelnen Landes unterworfen, ſowie dem Vorbehalt, daß
Schiffemit feindlicher Flagge keine Reiſe
machen dürfen, zu der ſie nicht von deralliierten maritimen Waffenſtillſtands
kommiſſionermächtigt ſind. Die beſchränken-
T h für die Fiſcherei wurden gleichfalls
rückgängig gemacht.Die algſiſche Regierung hat, wie Havas meldet,
die Ausfuhrbewilligung für gewiſſe Lebensmittel in
folge des Hinaufſchnellens der Preiſe wieder zurück
gezogen. v Amerika hat ſich ein Truſt ſämtlicher
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Re Skeuervorlagen.

Von Wilhelm Keil.
Zehn neue Steuervorlagen ſind bei der National-

verſammlung eingebracht, haben die erſte Leſung paſſiert
und werden nun, in drei Gruppen geteilt, in drei Ausſchüſſen der Einzelberatung unterzogen. Einige weitere
Geſetzentwürfe, die in dieſe Gruppierung im Voraus
eingereiht ſind, ſollen binnen kurzem der National-
verſammlung zugehen.

Der erſte der Steuerausſchüſſe beſchäftigt ſich mit
M der außerordentlichen Kriegsabgabe, die

des Medhreinkommen der Einzelperſonen und den Mehrgewinn
der Unternehmergeſellſchaften aus dem Jahre 1918 erfaſfen ſoll.

b) der Kriegsabgabe vom Verwmögtzenszuwachs,
die d lag der ganzen Kriegszeit ziehen und das em Schluſſe
vorhandene Vermögensmehr bis zu 100 Prozent in die Reichs
kaſſe führen ſoll,

o) mit der Erbſchaftsſteuer, die den geſamten Nach
laß und daneben den einzelnen Erbanſall, auch der Kinder u

wen ferner die Schenkungen treffen e
x nd es wird ihm zuzewieſen werden, ſobald ſie bei der Ra-

tionglvean ung einläuft,
d) die Vorlage über die allgemeine Vermögensabgabe, die von allen Vermögen ohne Unterſchied autgenem,

men nur die Zwergvermögen bis zu einer jemlich niedrigen
Grenze, ein großes, von unten nach oben ſtark ſteigendes Opfer
fordern wird

Ferner wird dieſer Ausſchuß betraut werden mit der Bera-
tung eines großen Geſetzes, das zwar kein Geld bringen, aber das

nze deutſche Steuerweſen in grundſtürzender Weiſe umgeſtalten
oll: mit der Reichs abgabenordnung.Aus dieſer r wird Jrh ſodann die Not-

wendigkeit der Schaffung n umfaſſender i e tkom-
menſteuer geſetzes ergeben, das ſo raſch zu ommens im Jahr 1920 fürmuß inkommensbeſteuerun ieſer neuen, einheit-

daß ſiReich, e et und Gemeinden auf
lichen Grundlage durchführen läßt.

Der zweite der Steuerausſchüfſſe hat zu erledigen
a) die Grundwechſelſtenervorlage, die die bisher

verſchiedenartig geregelte Beſteuerung des Grundſtücksum-
es einheitlich geſtalten, auf 4 Proz. dermielſen, den Ertrag zurHälfte den Einveagtet und durch dieſe den Gemeinden zuweiſen

und dieſen Körperſchaften die Erhebung von Zuſchlägen bis zu
2 Proz. geſtatten will,

b) die Rayonſtenervorlage, die von dem Mehrxwert,der durch die Auflaſſung beſtehender Feſtun sanlagen enſſtest,
eine Abgabe von 50 Proz. fordern und die Hälfte des Steuer
ertrags den Landesregierungen zur Verfügung ſtellen willa die Vergnügungsſteuervorlage, die alle ve-
e en einzelſtäatlichen und gemeindlichen Vergnügungsad
gaben zu einer Reichsſteuer zuſammenfaſſen und ausbauen, dieFalfte des Ertrages den Landesregierungen zur völligen oder
feilweiſen Ueberlaſung ar die Gemeinden zuweiſen und den

w. Gemeinden die Erhebung von Zuſchlägen anheim-
enen will.Dieſem Ausſchuß ſoll ferner, ſobald ſie bei der Nationalver

ſammlung eingebracht iſt. zugewieſen werden
4) die Warenumſatſteuer, die der Reichsfinanzmini-

feer von 0,5 auf 1 Proz. Arhöhen und deren Abſchnitt über die
Luxusbeſteuerung er ſowohl hinſichtlich der zu erfaſſen-
den Gegenſtände als auch der Höhe der Steuer er ſehr veträchtkrich
orweitern will.

Der dritte Steuerausſchuß hat ſich zu befaſſen mit
a) der Tabakſteuervorlage, die die Tabak- und

Zigarrenbanderole mit ſtark progreſſiv geſtaffelten Steuerſätzen
einſühren und die Zigacettenbanderoleſteuer in ſtark progref-
wer Ausgeſtaltung weſentlich erhöhen will;

5 der Zündwarenſteuer. die die Abgabe von den
S h ?erdoppeln und die Zündapparate in die Steuer ein

i wille r ger s t h 27 e whnlichenKartenſpiele ſtatt 30 nftiqg 2 betragen ſolld) er erne er die von 14 t auf 30 Mk. für
100 Kilogramm Reingewicht erhöht werden ſoll.

Es iſt nicht zu beſtreiten, daß man es hier mit einem
umfänglichen Programm zu tun hat. Aber niemand

ann heute ſagen, ob dieſes Programm, wenn es in
allen Teilen durchgeführt würde, den Geldbedarf voll
zu decken vermöchte, der gedeckt werden muß. Es wird
aber kaum ſo de e werden, wie es entworfen
ift. Die Erhöhung der Zuckerſteuer z. B. erſcheint uns
nicht möglich, ſelbſft wenn wir der ungeheuerlichen
finanziellen Notlage des Reichs in weiteſtgehendem
Maße Rechnung tragen. Die 180 Millionen, die die
Reichsfinanzverwaltung aus dem Zucker mehr zu gewinnen hofft ſpielen auch wirklich keine entſcheidende

Rolle bei einem Bedarf von etwa 26 Milliarden
Mark pro Jahr, den die drei Steuergläubiger, Reich,
TFinzelſtaaten und Gemeinden beſchaffen müſſen.

Ras Reich, das im letzten Friedensjahr eine lau-
ſende Einnahme aus Zöllen und Steuern von knapp
2 Milliarden hatte, wird von nun ab für ſeine eigenen
Bedürfniſſe mindeſtens 17 Milliarden brau-en. Die Einzelſtaaten und Gemeinden, die vor dem

iege mit 3 Milliarden Steuereinnahmen zurecht
kamen, werden 5--6 Milliarden brauchen. Welche finan-
zielle Jahresleiſtung uns- die Kontrahenten des Frie-
densvertrages zumuten werden, wiſſen wir noch nicht,
mit 10 Prozent unſeres eigenen Reichsbedarfs haben
wir zu rechnen.

Die neu vorgeſchlagenen Steuern zerfallen in ein-
malige und dauernde. der einmaligenEteuern ſind allerdings in derſelben oder ähnlicher

orm in den letzten Kriegsfahren ſchon erhoben worden,
e werden jedoch in dieſer Geſtalt künftig ſich nicht

wiederholen. Es ſind das die Abgaben vom Mehr-
einkommen der Einzelperſonen und vom Mehrgewinn
der Geſellſchaften für das Jahr 1918 und die gabe
vom Vermögenszuwachs aus der ganzen Kriegszeit, die
eine abſchließende Regelung der ſogenannten Kriegs-
gewinnbeſteuerungen bezwecken. Eine dritte, die große

allgemeine l r iſt eineMaterie ganz für ſich, deren Einmaligkeit ſich aus ihremWeſen ergibt. Die Erträge dieſer einmaligen Abgaben
laſſen nicht annähernd zuverläſſig ſchätzen. Das
Ergebnis der bis zu 100 Prozent geſteigerten Steuervom Vermögenszuwachs iſt von tühnen Schätzern auf

10 Milliarden, das der großen allgemeinen
abgabe, deren Konſtruktion wir noch nicht kennen, auf80--90 Milliarden angenommen worden. Aber felbſt
wenn die Regierungsvorſchläge noch verſchärft werden
ſollten, wie unſere Vertreter im Ausſchuß bei der
Steuer vom Mehreinkommen ſchon mit Ausſicht auf
Erfolg es dert beſteht keinerlei Gewißheitfür z Rieittei dieſer ergehen und voffun e

Die orgeſin ihrem Ertra

uen er weöen

Ret e eſoll, auf 1,2 Milliarden geſchätzt. Man
dieſer rtirag wirklich erzielt wird wen
der Vorlagen in der Verſenkung verſchwinden ſollten,
denn allein die Erbſchaftsſtener läßt um mehrere

ermögens-

hundert Millionen er a r geſtalten, als es im Ent
wurf, nach dem das aus dieſer Quelle nur 470
Millionen mehr ergielen ſoll, geſchehen. Neben dieſen
1,2 Milliarden n an dauernden Einnahmen dem

während des Krieges geelge Durder und 1,8

Achtel e äh werden, wenn allein mit dieſenSteuern illiarden aufgebracht werden ſollten. Jn
folge der großen Papiergeldflut mit der verminderten
Kaufkraft des Geldes iſt das nominelle Volkseinkommen
urzeit zwar zweifellos viel höher als in den letztendeedent ehren Daß aber der reale Wert des Ein-
ommens, d. h. das HFahresergebnis der Arbeit desVolkes, hen hinter dem der früheren Friedenszeit

weit zurückbleibt, iſt ebenſo zweifellos. Auf
monopole dürfen wir in den nächſten Jahren große

en nicht e Die neueſten finanzgiellen
bſchlüſſe des Eiſenbahnmonopolbetriebs Preußens

und des olbetriebs des Reichs, die früher
gepheiee eberſchüſſe, heute um ein Vielfaches größere

ehlbeträge aufweiſen, mahnen zur Vorſicht. Es wird
deshalb nichts anderes übrig bleiben, als neben den
bis zur Grenze des volkswirtſchaftlich
Erträglichen auszuſchöpfenden Steuern
vom Einkommen und Vermögen auch Ver-
brauchsſtenern in Kauf zu nehmen. Daß es Verbranchs-
ſteuern gibt die vom Arbeiterſtandpunkt nicht unbedingt
verworfen werden müſſen, haben ſelbſt die Unabhän-
gigen erkannt, als ſie die Schaumweinſtener annahmen.

u fordern iſt aber, daß vorweg das ganze Gebiet der
eſitzbeſteuerung erſchöpfend geregelt wird, ehe zu den

r beſtehenden weitere Verbrauchsſteuern erhoben
werden.
Dieſe Regelung wird zur völligen Zentrali-
S führen. Am Sopnntag, den 13. Jnli, wird
der Reichsfinanzminiſter Erzberger in Weimar mit den
Finanzminiſtern der Einzelſtaaten über den Plan. nicht
nur die Geſetzgebung, ſondern auch die Ver-
waltung des geſamten deutſchen Steuerweſens auf
das Reich zu übernehmen, beraten. Der Plan iſt ver-
nünftig und unabweisbar. Wäre ihm, wie wir es ſtets
gefordert, ſchon vor e näher getreten worden, ſo
würde unſere Kriegsfinanzpolitiek nicht ſo erzliederlich
r worden ſein. Bei der ſchweren Steuerlaſt, die
ünftig zu tragen iſt, ſind die Verſchiedenheiten in der
eng von Land zu Land und Gemeinde zu Ge-
meinde nicht mehr zu ertragen. Wenn künftig das Reich
am geſamten deutſchen Steuerſoll nicht mehr als 70
Prozent beteiligt iſt, ſo iſt es auch ſinnlos, die Ver-
nng der Steuern in die Hände der Einzelſtaaten zu

egen.
Geht die ganze direkte Stenergeſetzgebung und Ver

waltung, ausgenommen höchſtens Abgaben rein lokalen
Charakters, auf das Reich über, und wird aus dem

ein Teil abgeführt an die Einzelſtaaten und
Gemeinden, ſo bedeutet das ſicher in ſeiner Wirkung
eine ſchwere Erſchütterung der einzelſtaatlichen Macht.
Aber bleibt eine andere Löſung übrig, nachdem wir da
angekommen ſind, wo wir ſtehen Die Verpflichtungen,
die dem Deutſchen Reich mit dem Friedensvertrag auf-erlegt ſind, laſſen ihm keine Wahl hinſich tlich des Weges,

den es bei der Beſchaffung ſeines Geldbedarfs zu be
ſchreiten hat.

Aus der ſozighſtiſchen gnternationnle.

In der geſamten ſozialiſtiſchen Internationale
macht ſich eine ſtarke Bewegung gegen en Vergewalti-
823 sfrieden von Verſailles bemerkbar. Bekannt ift
ereits, daß am 20. und 21. Juli ein allgemeiner

Proteſtſtreik in der Welt gegen dieſen Schmach-
eden durchgeführt werde. Jn Frankreich hat man

ſich ſchon ſeit geraumer Zeit für dieſen Streik erklärt.
Jetzt hat der Nationalrat der franzöſiſchen ſozialiſtiſchen
Partei einen ſcharfen z gegen den Friedensver-
trag erhoben. Das Verhalten der Deutſchen in der
Friedensfrage findet den Beifall der r die
unermüdlich für einen gerechten Frieden kämpfen
wollen. In Frankreich ſelbſt iſt es anläßlich einer
Kundgebung zu Zuſammenſtößen zwiſchen Kriegs
beſchädigten und Poliziſten gekommen. „Populaire“
berichtet, daß Montag vormittag anläßlich des National-
e die r von der Förderation alterKämpfer ſich nach dem Kirchhof Père v en
wollten, um Kränze an den Gräbern der Gefallenen
niederzulegen. Polizei habe den Zug angegriffen,ebenſo an einer anderen Stelle einen Zug von etwa
250 Kriegsbeſchädigten. An beiden Stellen hätte es
Verwundete gegeben.

Auch die amerikaniſche allgemeine Arbeiter-
örderation, die bekanntlich ſehr zahm iſt, iſt mit dem
rieden nicht einverſtanden und verlangt, daß Deutſch

and ſofort in den Völkerbund autgrnranmen wird.
Ebenſo hat nunmehr auch die eng 4 Arbeiterre endgültig beſchloſſen, am 21. v Juli eine
zwei feſte gegen die Verwenduoliſhe? Trnreen nie Doth

al
e
r am 20. und 21. Julibeſchloſſene Sache iſt, werden ſich auch die Reform

ſogialiſten und der katholiſche Bund betei-i Die italieniſche ſ e det
den 7. September einen einberufen, die

e an Sozial nach Luzern abgelehnt u für die dritte Jnternatonale
a Ebe die Srochen. nſo weizer Sozial-e die den heure abgel Jat, ſich mit
d ra20 en 10 Stimmen zum Beitritt in dritte, die
bolſchewiſtiſche Jnternationale entſchloſſen.

Veitere engliſche Proteſte gegen den Gewaltfrieden
Berlin, 14. Juli. Das Zentralkomitee für die

Wiederaufnahme der internationalen u en,
eine Zweigorganiſation der Unton of demveratiec eonkrol
in London, erläßt einen öffentlichen Proteſt gegen den
Frieden, den Deutſchland gezwungenerweiſe unter-

ichnen mußte. Jn dem Aufruf heißt es: Wir erklärenes daß unſer Gewiſſen kategoxiſch weigert,
ieſem Vertrag irgend welche Gültigkeit Merten

und daß wir es als unſere Hauptaufgabe betrachten,
durch einen Frieden zu erſetzen, der den

Wünſchen und Jdealen der Völker entſpricht.
Zer der J Abordnung in Paris er-klärte verſchiedenen Blättern zufolge, daß, wenn die

el eſung deutſcherſeits zum Völkerbund nicht erfolge,
ie Schweiz auf ihre Mitgliedſchaft verzichte.

Atimatum der Entente an die ungariſche Räteregierung
Wien, 13. Juli. Aus Bukareſt wird gemeldet;

Das Regierungsorgan „L'gndependance Romaine“ teilt
mit: General Franchet-d'Espérey richtete an
den Oberkommandierenden der tſchechoſlowakiſchen
Truppen, General Pellé, ein Telegramm, in dem dieſer
angewieſen wird, keine weiteren Verhand.
lungen mit der ungariſchen Näterepudrik zu führen
und keine ihrer Noten zu beantworten. ie ferner
verlautet, a General Franchet von der Friedens-
konferenz die weitgehendſten Vollmachten zum Vor
Weer gegen Sowjet- Ungarn erhalten. Er wird an die

udapeſter Räteregierung eine letzte Meldung richten
mit der Aufforderung, ſofort abzudanken undeiner vom Volk ſret gewählen Regierung
Platz zu machen. Dieſe Note wird kurz befriſtet
ſein. Sollte ihr nicht entſprochen werden, ſo wird die
militäriſche Aktion ſofort aufgenommen werden.

Paris, 14. Juli. Reuter. Die alliierten und aſſozi
ierten Regierungen ließen Bela Khun mitteilen, daß
die Beſchlagnahme aller Obligationen und anderer Wert-papiere, die ſich im Beſitz ihrer Staatsangehörigen be-

rer als ſchweren Diebſtahl anſehen und alle Kon-
iskations- Maßnahmen der kommuniſtiſchen Regierung

als null und nichtig betrachten würden.

Zum Rücktritt Wiſſels
reibt der Vorwärts: Wiſſells Rücktritt iſt der Ad.
luß einer längeren Kriſe in der Regierung, wo die
iſſellſchen Wirtſchaftspläne auf Widerſta ſtießen.

Genoſſe Wiſſell iſt glühender r einer
planmäßigen Wirtſchaft für die nächſte Zeit, während
die übrigen Kabinettsmitglieder der Sozialiſterung derreifen Betriebe und einer gewiſſen Freiheit m übrigen

kapitaliſtiſch bleibenden Wirtſchaftsleben zuneigen. Jn
Rudolf Wiſſell ſcheidet einer der markanteſten Perſön-
lichkeiten aus der Reichsregierung aus. Die Arbeiter-
ſchaft kennt ſeinen ſtarken edlen Charakter und ſein
warmes Gefühl für das Schickſal des Proletariats.

An Stelle Wiſſells hat Genoſſe Robert Schmidt
die r des Reichswirtſchaftsamts übernommen.
Er behält kommiſſariſch auch die Leitung des Reichs-
ernährungsamtes. Wir ſind überzeugt, daß aus dieſer
kommiſſariſchen Verwaltung ſehr bald die dauernde
Vereinigung der beiden Aemter werden wird. Damit
hat dann der Gedanke geſiegt, für den Wiſſell alle Zeit
efochten hat. Wenige Tage nach der Bildung des

Rabinetts Scheidemann war Wiſſell ſich bereits klar
darüber geworden, daß an eine Ordnung der Verhält-
niſſe nur zu denken ſei, wenn Reichsernährungs-
amt und Reichswirtſchaftsamt in einerHand vereinigt würden, denn Deutſchlands Ret-
tung beruht darauf, daß wir mit aller Anſtrengung
arbeiten, und dieſe Arbeit hängt ab vom Arbeiter und
vom Rohſtoff. Der Arbeiter muß halbwegs ausreichend
ernährt und verſorgt ſein, um Schaffensfreudigkeit zu
haben, und der Arbeitsfreude muß dann auch das vor-
andene Material entſprechen. Solange die beiden
emter getrennt waren, war es eine notwendige ewigeReſſortkonferenz: das Reichswirtſ aftsamt ſchrie Roh-

ſie das Reichsernährungsamt Nahrungsmittel, und
r beides wollte das Geld nicht reichen. Erſt wenn

einer entſcheidet, kann die Beſchaffung von Rohſtoffen
und Lebensmitteln nach Maßgabe der vorhandenen
Mittel gerecht verteilt werden. Wiſſell hat ſchon vor
vielen Monaten Robert Schmidt angeboten, zurückzu-
treten und ihn aufgefordert, die Leitung der beiden
vereinigten Aemter zu übernehmen. Schmidt hat da
mals lange Zeit ſich dagegen geſträubt jetzt hat er
es doch tun müſſen.
gedanke ſiegt, gerade weil er zurücktritt.

Aus der Preußiſchen Landtagsfraktion.

Die Preußiſche Landtagsfraktion derS be ger folgenden Antrag Woldt und Genoſſen
eingebracht:

Die ve unggebende Preußiſche Landesverſamm-lung Sole ten e
Die Reivexegierung zu veranlaſſen, ſofortige Maß

nahmen zu treffen, um die Umgeſtaltung der induſtriel-
len Staatsbetriebe zu geeigneter Friedens-
arbeit in die Wege zu leiten und die ſchleunigſte
a itartfteruns der Betriebe herbeizu-

ren.erner Ssirg folgende dringende förmliche
rage der Abgg. Schmidt Cöpenick und Ge-

en:
Nachrichten aus dem Lande, beſonders Pom-gert Sache und Brandenburg werden ſeitens der

cent etroffen, die organiſierten
e en nahe weit dieſe ten den ger
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Manensämker in den Gewerkſchaften ausüben, zu

a e Wieolches Vorgehen verſtößt en die Beſtimungen des z 16 der vorläufigen r ar
m 24. Januar 1919, wo politiſche und gewerk-
jaftliche Betätigung kein En r iſt.Wenn Arbeitnehmeer verſuchen, die abgeſchloſſenen
arifverträge durchzuführen, wird dieſen mit Ent
aſſang gedroht. Ferner wird bei an ſich gering-
en eitig eiten ſeitens der Landwirte Militär
rbeig

Landwirte oder deren Beauftragte, wie auch Gen
armen und Hilfsgendarmen greifen bewaffnet in
ohnverhand anhrag ein.

Durch dieſe Maßnahmen wird das Verhältnis zwi-
hen Arbeitgebern und Arbeitnehmern verſchärft und
rohen Ernteſtreiks auszubrechen, die durch das
erhalten der Landwirte direkt hervorgerufen werden.

Was gedenkt die n gegen dieſes Vor-Nehen eines immerhin erheblichen Teiles der Land-
pirte, das planmäßig von den ſogenannten Land-
ſün den gefördert wird, zu tun, und wie gedenkt ſie
je arbeitswilligen Landarbeiter gegen dieſen Terro-
ismus gewiſſer Kreiſe der Landwirte zu ſchützen

Beſprechungen der einzelſtagtlichen Finanzminiſter.

Weimar, 14. Juli. (WTB.) Aus der geſtrigen Berechung des Rei r mit den einzelſtagatlichen
inanzminiſtern erſahren wir noch, daß nach den Vorſchlägen

S z d We Wein bis aguſserſte zuläſſige urch das Reich ausgeſchöpft werdenzüſſen. Dieſer en neun haben z Finanzminiſter
r Einzelſtgaten krotz anfänglicher enken nicht ver-
hloſſen. zur Reichseinkommen-euer durch die Stagten und Gemeindenn ſollen nicht

Jrhoben werden. Es ſoll alſo nur eine einzige Ein
ommenſteuer zur Erhebung zelcnges von der das
eich einen entſprechenden Teil an die Staaten und Ge
einden abgeben wird. Das Jnkereſſe des Reiches an dem
euerlichen Einkommen wird bis zu 75 Prozent zu bemeſſen
in, alſo ſo groß, daß das Reich auch unbedingt einen
influß auf die Erhebung haben muh. Die Finanz-
mter müſſen daher r auf das Reichbergehen. Die bisherigen Hoheitsrechte der Glied-
agten werden natürlich durch ſo einſchneidende Maßnahmen
ingeſchränkt Es wurde aber zum ß der Beſprechung
in Widerſpruch von ſeiten der Gliedſtaggten dagesnen laut.

ßeſondere Aufmerkſamkeit wird auf die Ausbildung der
teuerbegmken zu legen ſein. Vorbereitende Schrilte dazu
nd bereits getan worden. Die Reichseinkommenſteuer
pird dem Parlament erſt im Oktober zugehen. Jedoch

begbſichtigt, die Reichsabgabeordnung bald der National
erſammlung zu überreichen.

Vom Parteitag der Deutſchnationalen.
In der Philharmonie hat Sonnabend der Parteitag

er Deutſchnationalen begonnen. Aus den Be-
rüßungsreden intereſſiert die Stelle der Rede des
rüheren preußiſchen Miniſters Hergt, wo er ſagt, daß
ie Deutſchnationalen nicht an Gegenrevolution däch-
en. Sie erſtrebten jedoch einen Syſtemwechſel im Wege
er friedlichen Entwicklung.

Wenn Worte töten könnten, ſo wären die Deutſche
depublik, die Sozialdemokratie, überhaupt die Mehr-
eitsparteien, heute totſicher mauſetot, ſoviel iſt auf dem
eutſchnationalen Ferte seßer ſie geſprochen worden.

Die deutſchnationale Landesverſammlungsfraktion
nußte ſich Schlappheit, nicht genügende „ſchonungsloſe
Dppoſition“ vorwerfen laſſen. „Schonungsloſe Oppoſi-
on bis zur Stunde, wo ſie die Regierung übernehmen

nüßten“, iſt die Parole, die ſich die Deutſchnationalen
gegeben haben. Offen fprach es ein Redner aus, daß
ie auf den Bolſchewismus hofften. Poſitive
horſchläge wurden nicht gemacht, von durchdachter Kri-

war auch wenig zu ſpüren, deſto mehr wurde ge
chimpft. Daß ſich die hohen Herren auch unterein

ander in die Haare gerieten, das nur nebenbei. Wo
ich nun ein Abgeordneter zu Angaben, wie er ſich die
Wiederaufrichtung Deutſchlands dachte, herabließ, wa-
en es die altbekannten frommen Wünſche wie Rückkehr

zur Monarchie, deutſchem Volkstum und Kirche, Eng
andhetze und Militärmacht. Zu bemerken wäre noch,
daß Helfferich eine ſcharfe Polemik gegen ſeinen
niniſterialen Nachfolger Erzberger hielt.

eberhaupt, die Angriffe auf die jetzige Regierung!
dJa, ja wie kann man ſich auch als ehemaliger Satt
r oder Fabrikarbeiter erlauben, ſich in die deutſche
Regierung zu ſetzen!

Blickt nach der Berliner Philharmonie, ihr Herren
von Weimar, da ſitzt die Blüte der „Deutſchen Man-
nen“, ſitzen im Schmollwinkel und entrüſten ſich, daß
ſie geſtärkte ſchneeweiße Männerbruſt bebt.

Kommuniſtiſche Volksbeglücker.

Der Ausgang des Prozeſſes gegen Mühſam, Wadler

und Genoſſen. tWieviel glühende Anhänger des Kommunismus
und der Diktatur des Proletariats ſind ſchon als ebenſo
glühende Patrioten in Wort und Tat von geſtern ent
larvt worden Wieviele waren ehedem die ſchlimmſten
aerggrfeinbe und triefen heute von Arbeiterfreund-

e

Zu ihnen gehört auch Dr. Wadler, der ſich vordem Münchener tand wegen ſeiner Tätigkeit
vährend der Räteherrſchaft zu verantworten hat.

Während des Krieges ſaß dieſer Herr, der freiwillig

roß-

ende Ausſagen über
adler in der Dienſt-

will er ſi
induſtrie

mtauf. kann mir einen dexarti
nicht anders denken, als daß es
ſogenannten „Ropemböer-Sozial
litiſchen Parvenüs iſt, ſichzt muß ich meine Firma ändern. Von

am und Landauer erhielt er für dieſe
ätigkeit Generakamneſtie. Trotz dieſer reinkapitali

ſiſchen Intereſlenpertretung beſaß Herr Wadler den

a u
Di

cheen werden.
ſtehen, daß iſt die Tatſache, daß aus denReihen der deutſchen Arbeiter ſo viele
Tauſende dieſen Nutznießern der Revo-

leitungen die Ablehnung des Vertrages erklärt,
den Ungeſtellten vorgelegt wurde.

heute, im

Mut und die Dreiſtigkeit, ſich nach dem 9. November
vor Arbeiter hinzuſtellen und auf die Mehrheitsſozia-
liſten als „Verräter des Proletariats“ und

wer nete re vt der den Arbeitern ehedem da s Recht
den Streik verſagte, predigte die

tatur des Proletariats.
Wir können es verſtehen, wenn Leute aus egoiſti-

n Motiven heraus dahin gehen, wo ſie am beſten
Was wir aber nicht ver-

die alten Sozialdemokraten,
chon Jahrzehnte für das Wohl der Ar-

irrt kämpfen, als Verräter und
allerhöchſte
heute noch
erkennt, wo die wahren Freunde der Arbeiterſchaft
ſtehen und dieſe November- Sozialiſten preisgibt:
erfordert nicht nur das Anſehen der Arbeiter, das er
fordert vor allen Dingen die
keit des Proletariats, die ſo ungeheuer notwendig iſt

Sieg des Sozialismus. Das Urteil
war
Hochverrats zu 15 Jahren Feſtungshaft verurteilt. Der
Angeklagte Dr. Wadler wird wegen Beihilfe zum Hoch-
verrat zu 8 Jahren Zuchthaus und Verluſt der bürger-
lichen Ehrenrechte verurteilt. Beiden Angeklagten wur-
den 2 Monate und 3 Wochen der Unterſuchungshaft an-
gerechnet. Die Angeklagten Seltmann und Killer wer-
den mangels ausreichenden Beweiſes, der Angeklagte
Baiſon aus tatſächlichen Gründen freigeſprochen. Die
übrigen drei Angeklagten Przenga, Hofmann und Kand-
binder werden an die ordentlichen Gerichte überwieſen,
da ihre Handlungsweiſe aus ſubjektiven Gründen als
Vergehen gegen die beſtehende Ordnung nicht für das
Standgericht zuſtändig iſt. Bei Bekanntgabe des Ur-
teils vollführte Wadler eine Lärmſzene und konnte nur
ſchwer aus dem Saale abgeführt werden.

unde verſchreien. Es wird wirklichdaß der Teil der Arbeiterſchaft, der
en Wadler und Genoſſen Dienſte e

as

eſchloſſenheit und Einig

olgende: Der Angeklagte Mühſam wird wegen

Das Arbeitsprogramm der Rationalverfammlung.
Weimar, 14. Juli. (WTB.) Der Aelteſtenausſchuß der

Nationalverſammlung hat heute abend über die Ge
ſchäftslage undrdie Geſchäftseinteilung be-
raten. Nach der getroffenen Vereinbarung ſoll morgen vor
mittag die zweite Beratung des Verfaſſungs-
entwurſfs beiden Grundrechten fortgeſetzt werden.
Es iſt beabſichtigt, die zweite Leſung zu beenden, bevor der
Miniſterpräſident das Programm der neuen Regie
rung entwickelt. Man hofft, für dieſen Plan die Zuſtim-
mung der Regierung erhalten. Die endgültige Entſchei-
dung darüber wird erſt morgen mittag bei einer Zuſammen-
kunft der Parteiführer mit den Regierungsvertretern fallen.
Sollte die Regierung darauf beſtehen bleiben, ihr Programm
unbedingt am Donnerstag zu entwickeln, ſo ſoll verſucht wer
den, durch Vor und Nachmittagſitzungen die Verfaſſungsvor
lage in zweiter Leſung bis dahin zu verabſchieden.

Der Kirchenaustritt in Sachſen.

Aus Dresden wird

teien wurde als Austrittsalter das 14. Lebensjahr be
ſtimmt, während die Regierungsvorlage das 16. Lebens-
jahr vorſchlug.

Die Lage im HOſten.

Im beſetzten Poſener Gebiet ſind die
immer nicht ruhiger Kewgrden. Die Polen haben die
letzte Zeit maſſenhaft De
ten Teile in alte Ruſſenlager verſchleppt.

der polniſchen

aben, und fürchten, die polniſche Sozialdemokratie
önne von den Deutſchen zu ſehr unterſtützt werden.

Tatſächlich ſind Meutereien in den Kaſernen bereits an
der Tagesordnung, und es kann ſein, daß eines
Tages die Revolution ihr Banner von neuem
in Warſchau und Poſen aufpflanzen wird. Die Leid-
tragenden ſind jedenfalls ſtets die Unſeren.
wird die Frage der Arbeiterräte im Oſten.

des DanziAnfrage über das Schickſal der in Weſtpreußen beſtehen-
den Arbeiterräte nach Uebergang dieſer Gebiete an Po
len von polniſcher Seite mitgeteilt, daß ſelbſtver

Polen kei-
bisherigen Ar-

beiterräte dürften aber kaum ausgewieſen werden, da
ſtändlich die Arbeiterräte innen Beſtand haben werden. Die
viele Polen darunter ſeien. Nach einer Erklärung des
Präſidiums des n iſt den Arbeiter-räten Anweiſung erteilt worden, ihre Funktionen
weiter auszuüben, bis entweder der Vollzugsausſchuß
oder eine andere beſtehende Gewalt ihrer Tätigkeit ein
Ende bereiten.
Bevorſtehende Auflöſung der Garde-Kavallerie-Schützen-

Diviſion. G o gard
Wie die P. P. N. hören, wird demnächſt die Garde-

W r r aufgelöſt. Sie wird in dieeinzelnen Reichswehrbrigaden eingegliedert und der
Stab verſchwindet als ſolcher. Seine Mitglieder treten
in den Brigadeſtab, in den Stab des Korps Lüttwitz
oder in den Stab des Reichswehrminiſteriums über.

Kurze Notizen.
Jm Berliner Bankbeamtenſtreik hat der Verband der Bank-

Der Belagerungozuſtand in Hannover wird von morgen

zurger Retallarbeitern, angekündigt.
oteſtſtrekt daben

invernehmen mit den
Der Prozeß gegen Toller hat in München begonnen. Unter

aufgehoben.

den Verteidigern iſt auch S. Haaſe, Berlin.

den Frauen bei Kommunalwahlen das Stimm

Vize präſident nieder

im dritten Wahlkreiſe, Stadt
kreiſe vorliegenden Proteſte richten ſich gegen die Wahlzettel
der Liſte Scheidemann, weil dieſe die ſettgedruckte Ueber-

no

anheim, nur die wirkli
Reden zu halten und ſich im übrigen mehr an die Tatder Abſtimmung halten 8

ei

den.

emeldet, daß die ſozialiſtiſche
Mehrheit der ſächſiſchen Volkskammer ein Kirchenaus-
trittsgeſetz angenommen hat, daß den Austritt aus einer
Kirchengemeinſchaft inſofern erleichtert, als in Zukunft
dazu nur eine Erklärung vor dem Standesbeamten not-
wendig iſt. Gegen die Stimmen der bürgerlichen Par

Zuſtände noch

utſche interniert und zum größ
Zum Teil

die Gegenmaßnahmen und Verhandlungen der
olksräte die Freilaſſung erwirkt, aber die Nervoſität

Regierung iſt noch nicht beſeitigt. Der
Grund iſt wohl darin zu ſuchen, daß die Polen mit der
revolutionären Bewegung bei ſich ſelbſt zu viel zu tun

Sehr akut
Jn einer

er Vollzugsausſchuſſes wurde auf

legende

unſerer gefallenen ſeineHand zu breiten. Das gleiche gil
ſchädigten. Was wir ihnen
nur ein Geri

der ihnen von

e ahl eic und Sertaffen entwur f.
Boernnewort ſich für den
den Anzeigenteil:

Der Dampfer „Pring Matoyka“ mit etwa 16000 aus Amerika
ausgewieſenen Deutſchen an Vord iſt heute nachmittag in Rot-
terdam eingetroffen.

Die Rommiſſion der belg Kammer hat geſtern beſchloſſen
t zu geben.

Deutſche Rationalverſammlung.

WTB. Weimar, 14. Juli. 56. Sitzung. Am Regierungs
tiſche: Erzberger, Dr. David.

Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung 3 Uhr 20 Min.
Vizepräſident Schulz (Soz.) hat ſein Mandat als
e elegt, weil er Unterſtaats-ekretär geworden iſt. Das Haus ſetzte die Beratung über

ahlprüfungen fort.
Abg. Dr. Raſchig (Dem.,) berichtet über die Wahlen

rlin. Die aus dieſem Wahl-

rift „Liſte der Sozialdemokraten“ getragen haben. Derhiprüfungeausſchuh erblickt in der genannten Ueberſchrift

kein Kennzeichen im Sinne des Wahlgeſetzes und hat die
Stimmzettel gültig erklärt.
erklärten Stimmzettel reicht aber zur Veränderung
Zahl der Mandatsträger nicht aus.
Wahlprüfungsausſchuß einſtimmig vor, die Wahl für gültig
zu erklären.

Die Zahl der früher ungültig
t in der

Deshalb ſchlägt der

Nach kurzer Debatte wird der Ausſchußantrag ange
mmen.

Peäſident Fehrenbach: r r den Herren dringend
abſolut notwendigen

Lebhafte Zuſtimmung.)he von Kehlet wird ohne Debatte für
Eine ganze

gültig erklärt, darunter auch die Wahlen im Bezirk Breslau.
Die lakten für Münſter-Minden werden auf Antrag

Zubeil (U.
ſelbſt a

der Staatsanwaltſchaft übergeben, die Wah
für gute erklärt, da die feſtgeſtellten Geſetzes-eng an dem Ergebnis der Wahl aits ändern wür-

ſie Abſtimmung über die Gültigkeit der Wahl im
Bezirk Düſſeldorf wurde wegen der ſchwachen Beſetzung des
Hauſes auf Dienstag vertagt.

Der Geſetzentwurf über die erhöhte Anrechnung der wäh-
rend des Krieges z el gerß Dienſtzeit wurde nach kurzen
Ausführungen der Abgg. Delius (Dem.), Steinkopf (Soz.).Koch Münſter (3.), San (Dn.) und Dr. Mittelmann
(D. Vpt.) dem Haushaltsausſchuß überwieſen. Das Geſetz
will die vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1919 im
Reichs oder Militärdienſt von Nichtkviegsteilnehmern zurück

legte Dienſtzeit, ſofern ſie mindeſtens ſechs Monate betragenet zu dem anderthalbfachen Betrage bei der Berechnung von

uhegehältern und Renten anrechnen. Abg.
hatte bantragt, die Zeit doppelt anzurechnen.

Es folgt die Jnterpellation Auer und Gen. (Soz.):
„Was gedenkt die Reichsregierung zu tun, um der ſchrei

enden Not der Zivil- und Militärrentenempfänger ſchnell-
ſtens abzuhelfen

Abg. Meier-Sachſen (Soz.) führt zur Begründung an:
Unter der Teuerung und der furchtbaren Geldentwertung
at niemand mehr zu leiden als die Rentenempfänger.

Jhnen muß ſofort geholfen werden durch eine Erhöhung
der Zuſchläge oder eine einmalige Beihilfe. Dringend not
tut ein beſchleunigtes Rentenverfahren. Auf dieſem Gebiet
zu ſparen, wäre Sparſamkeit am falſchen Platze. (Beifall.

Reichsarbeitsminifſter cke: Zweifellos ſind
die gegenwärtigen entenbezüge unzu-reichend. Aber für den Augenblick ſind weder die
Verſicherungsträger noch das Reich in der Lage, größere
Mittel bereit zu ſtellen. Ich beabſichtige ſchon in aller-
nächſter womöglich noch vor der Vertagung der
Nationalverſammlung, einen Geſetzentwurf einzubringen, der
den Vedürfniſſen einer erhöhten Fürſorge für die
Rentenempfänger

Major von Werder: Die geſamte Fürſorgetätigkeit iſtetzt eg eine feſte Grundlage geſtellt. Erſt in letzter Zeit
1 wieder beträchtliche Summen für ſoziale Kriegsbe
ſchädigten- und Hinterbliebenenfürſorge u gemacht
worden. Die gründliche Reform der Militärverſorgungs-
eſetze iſt in Arbeit und wird mit aller Beſchleunigung
S werden. Reben dieſer Reform ſchweben noch

Verhandlungen über verſchiedene andere Maßnahmen die
einer größeren Anzahl von verſorgungsberechtigten Militär
perſonen zugute kommen ſollen.

Auf Antrag des Abg. Löbe (Soz.) findet die Beſprechung
der Jnterpellation ſtatt.

Abg. Gilſing (Ztr.): Es iſt eine Ehrenpflicht des
deutſchen Volkes, die materielle Rot von denen fern zu
halten, die dem Vaterlande die 4 Opfer gebracht
haben. Vor allem muß den Kriegsbeſchädigten
Arbeit beſchafft werden, und ſie müſſen vor Enkt-
laſſungen aus der Arbeit geſchützt werden.

g Erkelenz (Dem.): Das S ä, indungsgeſetz ſollte nicht bloß ausſchließlich anf den
Grunoöbe s her bleiben. Auch eine Entſchädi-
gung der Kriegsgefangenen, ebenſo eine Erhöhung der
Entſchädigung für die Veteranen der
früheren Kriege iſt wünſchenswert.Abg. Behrens Sr. Die Entſchädignuungsfrage iſt
keine Parteiſache. e muß hier ein Bekenntnis der
Nationalverſammlung zu einer ausreichenden und an

u Verſorgung der Kriegsbeſchädigten werden.
ir haben eine Neuregelung der Entſchädigungspflicht

bereits vor längerer Zeit angeregt, allerdings ohne bei
der Regierung w iebe zu finden.

bg. Winnefeld (Du.): Die während des Krieges
eingetretenen Lohnverſchiebungen machen auch eine
Aenderung der Renten erforderlich.

Abg. Frau Zietz (U. S.): Wir verlangen eine grund-
eform des geſamten Verſicherungsweſens.

(Spoz.): Das Vaterland hat die
über die Hinterbliebenen

chützende
von den Kriegsbe-

geben vermögen, macht
was ſie uns gegeben

ittelmay

Abg. Frau rVerpflichtung, gerade

ues deſſen s
haben. (Lebhaſter Beifall.
ledi Damit iſt die Beſprechung der Interpellation er-

e t.Wach Erledigung einer Reihe kleiner Vorlagen wird
die Sitzung um 7 Uhr geſchloſſen.

Nächſte Sitzu vormittag z Uhr: Anzepräſidenten dec Rationalver-

Keil Max Seydewitz, ſür
Druck und VerlagRudolf Kochanski. beide in Halle.

Utrichſtraße 27.der Volksſtimme G. m. b. H. in Halle, Gr
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Anllhe Velunntmachungen ſür Halle 1. d. 6.

Lebensmittel-Kalender.
Noch Pfund Winterkartoffeln. Jn der Woche vom 14.

ges 20. Juli gelangt außer den in der Bekanntmachung vom
12 X M. angegebenen Lebènsmitteln noch ein Pfund Winter-
tartoffein für den Kodf der Bevölkerung zur Verteilung. Die
Kartoffeln können anf Abſchnitt 53 der Kartoffelkarte zum
Preiſe von 15 Z77 en für das Pfund vom Mittwoch, den 16.
an. bei jedem Kartoffelhändler (nicht nur bei dem, bei welchem
der Käufer zur Kundenliſte angemeldet iſt) gekauft werden.
Die Kartoffelhändler haben die abgetrennten Markenabſchnitte
gebündelt am 21. ds M. dem Stadternährungsamt vorzulegen.

Der Verkauf ven Quark erfolgt am Mittwoch. den 16. Juli
auf den Abſchnitt 14 für die eingetragenen Kunden bei dem
Malkereibeſiter Scharfe, Rud.Heymſtr. 25. Auf jeden Abſchnitt
wird 16 Pfund abgegeben. Die abgetrennten Abſchnitte ſind bis
29. Juli 1919 abzuliefern.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule, am
Mittwoch, den 16. Juli 1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden
die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 53 001
dis 54 200 vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der

ihres Reſtbeſtandes einzureichen. Zuwlderdandkungen unter
liegen der Beſtrafung nach S 17 der Verordnung vom 25. Sept.
und 4. Nov. 1915.

Städti cher Verkauf von Zwieback und Gerſtenmehl an Kin
der dis zu 12 Jahren, Jugendliche von 12-17 Jahren und alte
Leute über 70 Jahre in der Talamtſchule, am Mittwoch, den
16. Juli 1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 40 001 bis 44 500 vormit-
tags von 8—12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 44 501 bis
49 500 nachmitags von 2——6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebens-
mittelſcheines kann auf jeden Abſchnitt P der n Waren
bezugskarte für Kinder bis zu 12 Jahren und auf jeden Abſchnitt

der beſonderen Warenbezugskarten für Jugendliche von 12
bis 17 Jahren und alte Leute über 70 Jahre ein Paket Zwieback
zum Preiſe von 44 Pf. und ein Paket Gerſtenmehl zum Preiſe
von 40 Pf. abgegeben werden. Bei dem Mangel an Kupfer-
geld iſt unbedingt abgezähltes Geld bereit zu halten.

Der Verkauf von Sceefiſchen findet am Mittwoch, den 16.
Juli, in den einſchlägigen bekannten Geſchäften markenfrei ſtatt.
Jm übrigen verbleibt es bei unſerer Verordnung vom 18. Juni
1919.

n üT[—-Amtliche Velanntwochungen ſür Weißenſelz.

Meldung von Renten- nnd Unterſtützungsempfängern im
Stadtkreiſe.

e r T t d t u T m br re e i 4 1 r e5 S e x edie neden der Rente noch Erwerv s verhäftnismähtg aus
lichen Verdienſt haben, ſowie Empfänger von Krankengeld komme
ür die W nicht in Betracht Vorſtellung der er Pe
onen ſind deshalb zwecklos und würden nur die Abwickelung de
brigen Anmeldungen erſchweren.

ie Anmeldungen müſſen von
oder von ſolchen erwachſenen Angehörigen bewirkt werden, die a
Befragen alle notwendigen Angaben zu machen imſtande ſind.

Weißenfels, den 11. Juli 1919 Der Magiſtrat.
Anlſche Velunntimachangen ſür Riterfeh

Bekanntmachung.
Auf Abſchnitt 66 des Lebensmittelſcheins kommen in alle

Geſchäſten 300 Gramm Acderbohnen zum Preiſe von 63 Pf. zu
Ausgabe.

Bitterfeld 14. Juli 1919. Der Magfſtrat.Richter.

Bekanntmachung.
Auf Abſchnitt 65 des Lebensmittelſcheines kommen auf di

Perſon 2 Heringe zur Verteilung. Das Stück koſtet 1 M.
Bitterfeld 14. Juli 1919. Der r ratichter.

Bekanntmachung.

den genannten Perſonen ſelbſ

1

Adier-Kallworks A,-6., Ohorröblingon

Rummern 54 201 bis 56 500 nachmittags von 2--6 Uhr. Für 4nernalt i z Jm Rathaushofe iſt noch ein Quantum Zitronenſaft zunjede Perſon eines Haushaltes können 55 Gramm zum Preiſe W Fadig r Preiſe von 2,40 M. das Pfd. abzugeben. Nrvon 20 Pf. abgegeben werden. Der Lebensmittelſchein iſt vor Köanten- Unſail- n e errrnler, ferner den Empfängern von Bitterfeld, 14. Juli 1919. Der Magfiſtrat,
zulegen. Abgseäbltes Geld iſt bereit zu halten. AKriegsrenten und Kriegshinterbliebenenrenten von Mannſchaften Richter.
NMarmelade. Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. und Unteroffizieren ſowie den Stadtarmen bezw. Armenuntez rk a bSept. und 4. Nov. 1915 wird der Verkauf von Marmelade wie ab unggempfan ern, bei Verteilung teuerer Lebensmittel eine Zucke artenAusgabe.
folgt geregelt: Der Verkauf beginnt am Mittwoch, den 16. Juli ergünſtigung (Preisnachlaß) gewährt werden kann. Die Ausgabe von Sonderzuckerkarten aus Erſparniſſen er
1919. Für jede Perſon eines Haushaltes wird Pſund ab- Zwecks Feſt kellung der vorbezeichneten Renten und Unter folgt Mittwoch. den 16. Juli für die Straßen mit den Anfangs
gegeben. Der Verkaufspreis beträgt 1,30 M. für das Pfund. ſtützungsempfänger ſowie der Zahl ihrer Haushaltsangehörigen buchſtaben A--K, Donnerstag, den 17. Juli für die Straßen vor
Die Verkäufer ſind verpfkichtet, bei denjenigen Verkäufern die uſw., wenden Meldungen im Laufe dieſer Woche im ſtäbvtiſchen L-Z in Dörings Konzerthaus in der Zeit von 8—2 Uhr gegen
Marmelade einzukaufen, bei welchem ſie für den Bezug von Frnährungsamt vormittags von 7—-12 Uhr entgegengenommen. Vorlegen des Brotſcheines.
Kolonialwaren in die Kundenlifte eingetragen ſind. Der Ver Als Ausweis iſt das Rentenquittungsbuch uſw. ſowie die Kar- Wegen der wiederholten Unzuträglichkeiten werden Karte
tauf erfolgt unter Abtrennung der Marke 362 des Warenbezugs- toffelkarte vorzulegen. auf keinen Fall an ſchulpflichtige Kinder vrerabfolgt.
ſheines 23. Die Verkäufer ſind verpflichtet. die Marken zu Es wird ausdrücklich darauf hingewieſen daß nur Hier an Bitterfeld, 14. Juli 1919. Der Magiſtrat.Hunderten gebündelt im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, i minderbemittelte Renten- und Unterſtützungsempfängee Richter. G
F. Obergeſchoß (Saal links) binnen 8 Tagen unter Angabe l für die Anmeldung in Frage kommen. Rentenempfänger uſw. drein

e 2 h 2 m Luft2 h r eeng T Stadt Theater. erEnsempie- Casispiel 1 tadt- ſheater ungeh1spie 7 Heute abend 8 Uhr:Dir. Felix Meinharädt. Mittwoch. den 16. Juli 19. unſerDienstag, den 15. Juli 1919, Zum erſten Male:inre onet abends 8 Uhr: Anfang T Uhr, Ende 10 Ubr: nhre heit Kalle a. S. Fernspr. 2185 Magdeburgerstr. 66 Wiener Iut rücklae ärgern Extra- Konzert Virektion: Georg Arnat. Der Ring des Nibeiungen. R wen
ausgeführt vom Vorabend Operette v. Joh. Slrauß. behältMusik v. Waller Götze. v betracdie Vortte la beginnt SeifertOrcheſter. om Mittwoch, den 16. Juli 1919 ab: Das Rheingold Pepi kIIny Sturm a. 6. bepunktlich T 5 r. Leitung Kassenöifnung: Täglich abends 8 Uhr Kassenöffnung: Richard W Vorvern. 9 1u. 5— gegebeKasse v. 10-i u. 46. Myſn, Nrch Geiſert 7 Vnr. r on Knee. T in yGuste: h ein(Bayr. Militär Gesangs und dekiamatorische Vorträge Rapellmeister Fritz Reiner, Dresden. e er Wmuſikmeiſter a. D.). ausgeführt von Künstlern l. Ranges. 9 Friedricu Plaschke, Kammersänger, Dresden. Ruckſäcke herzlic

5 elsen Eintri Fritz Vogelstrom, Kammersänger, Leipzig. t t item Weizsblech für pf Neu! J ion“ n R I n 73 iübrenaus gutem We ene g. Eugen Hibert, Leipzig. preiswert abzugeben.r dine Kinder eu 59 ensation Neu Georg m e Dresden. nNachzahl. f. Abonnenten: L e eo. B. Ritter Damen-Ringkampf z rPeipigerstrasse 90 Kinder 25 G r Schulkut geschulte junge Ringerinnen. Mittwoch, den 16. Juli 1919: 21 Volks(Sport-Akt) e CLeitung: Impresario Paul Schaale. Stein unter Steinen. n derSchauspiel von Hermann Sudermann. 2 7 4 8 Handlt

o von a m mittag ab. Donnerstag: Anfang 6 Uhr: Die Walküre. w im rich bin als *5272 Reitsport e von u i Freitag. Ait-Heidelverg. 37 Sonnabend: Anlang 6 Uhr: Siegkfried. e T esJ L t Sonntag abend: Der Zigeunerbaron. 7 c s ibeim Amts- und Landgericht Halle a. S. zu- 5 38 2 e tgelassen. Meine Ges er sind: G ſch eMarktpiatz 23, i äunan) eschästtsübergabel F.7 ſ Meiner verehrten Rundschaft von Halle a. S. und Umgegend h wer iſtFrirz Pinthus die ergebene Nachricht, daß ich mit dem heutigen Tage meine Dende Moven ſò y müſſen

fä b h 4 g 0 BeweRechtsanwalt I al brel II 6 emische einigung IIathe beſonders preiswert. beſtin
i n e Regen gebreewe x n c Ir Masse en gegen gebrachte Vertrauen wieder eingetroffen. raund Wohlwollen dank h I d b ili neneauch auf meinen fern Machtoiger Weriescen r deides Opt, Anstalt r W dazu ſi

J Hochachtungsvoll Be re r Kl. Berlin ſuaß e er. mee III e e ernspr. e Sternſtraße. lm Halle (Sasl0), 1ewergeretr. s 1, nede Oito Spengler, 1. fima Franz Wolf. Gr. Steinstr, 6 Niich eine *5242 II Unter Bezugnahme auf obige Anzeige, mache ich hiermit Sonsw, -6.e t A t bekannt, daß ich die Waſchbretter das hav Sen- 5 c t Färberei und chemische Reinigung h Sitzunttur Haut- u. Tiefen -Bestrahiungen, Durch- von Franz Woult, Inhaber Otto Spengler, ſ W erheblileuchtungen und Aufnahmen eingerichtet. gekauft und unter der Firma ſtarker Ziukeinlage eingeſeArthur Kallinich, n ma rel Mitteldeutsche Färb- u. Reinigungswerke, Halle a. S., Rosengarten, Max Sobel, in beid

r ma Hermann Kuhn weiterſohren werden IIIwehimeie 27 a r Vertrauen und Gr. h i keWoh n auch auf mich übertragen zu wollen und zeichne Ihnen eine Ammnendorf: zuletztin jeder Weise gewi haft d b äß s i 6 7 Il F Bahnhofſt 3.e prompie Lielerur? n ammerksame he ofen re Se 05e erner, Ha ed. ges
Mit Hochachtung IlArthur Kallinich, Metallguß a an en WGalgenherg Halle a. S., Rosengarten. 5234 Armaturen für Dampf und Waſſer, Fliegenfänger I Faſſung

S a c S inen- u. I vird:Wampfuöschero, färderol, Chem, einigung Maſchinen u. Apparateban, Tuch
Abt. Stärkewäsch e 0 n 00 0 u Reparatur-Werkſtatt ber dine Jräumlich und maschinell vergrössert Handkörbe r e n uſw. C. F. Ritter a Wprecher s mliefert binnen 8 Tagen tadellos wie 7 Elekt lsehs e Se v m e dim aus gutem Weiden- z p e laß diim Frieden. Lieht Kraſtanlagen Se C e ad uler ä t emit Leltungen aus t S e Leipziger Strasse vo n n der meiner Brie c a e a er e

k e Küchen. Sslafz immer Ein ang Unupfer S 9 o richtungen, NußbaumSchriv M offentliche faſrrce 4 ke, Vertikos. Sofas. Matrayei erde,x installiert wieder e un ein große r inderbee e ohenm urch dasNeue W. T. B. Karte c d ſechs Zentner Tragkraft zu Namensnennung in ger Gebiet e ver 75 m Schulen
nach dem Friedenssehlub De Gelststrasse 280 0 0 S Fritz Reuterſtraße 7. t 8271 Leipzigerſtraße 50. 2 e
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betei
z de
abge
naleSozial
h mit
e, die
loſſen.

en
r die

ungen,onkret

en den
unter
klären
eigert,

jalle, Dienstag, 15. Juli 1919.

Halle und 60ulfreis

Halle, 18. Juſi 1919.

Gitung der Stadtverordneten

Eine Kaifſerbilderdebatte,
am 14, Juli.

Irlaubsgeſuche werden verleſen. Man merkt: dstd im Anzuge! iſt es heute lebhaft beſucht V er
arlament, links iſt überhaupt keine Lücke ſichtbar; nur die Tri-
inen ſind heute ſchwach beſetzt, es ſtehen keine ſo zugkräftigen
unlte auf der Tagesordnung, wie bisher. Es geht zun umllerlei. Gas und Waſſer wird verteuert, Hunde Se

für ſteuer erklärt. die Uniformfrage der Poliziſten ge
er den gelt. Vom Haushaltsplan, deſſen Beratung begonnen werdenſtehen die lege zur t O n die Zeit
is er- o drängt, will Oſtervurg die Generaldebatte über den Etat

orweg nehmen, ſeine Partei bleibt aber
it allein, und ſo können z
tionsreden vorerſt noch nicht ge
berfällt man kein Parlament mit

in der Abſtimmung da-n die
n vorbereiteten Agirfolge,

lten werden. Tarſächlolchem Antrag, wider er

ändigt ſich vorerſt interfraktionell, um a vordereierung in. Linige Etatkapitel kommen an die n Bei der r
meldet feverwaltung beſchließt man, die Sozialiſterung des Beſtat

teil ngsweſens vorzubereiten, um (wie Vock ſagt) im Tode wenig
in Pns die Menſchen gleich zu machen. Man ſollte meinen, daß

te an PPerin keine Meinungsverſchiedenheit beſtände, aber nein die
kiſchen
dieſer

and.
führen

ſeutſchnationalen machen nicht mit! Sie wollen nach wie vor
it Pauken und Trompeten hinausgefahren werden. nſt aber
nd ſie nicht reaktionär!' Die Schulſachen rufen den Stadtſchul-
at Brendel ebt Plan. Der Brendel iſt ein ganz beſonderes
apitel. Er die Regieruiebt alles au und tut, als könnegrug für nichts und verſchleiert folgt Ia es ſeine ureigenſte Sache

edens- t, die zur Verhandlung ſteht Schließlich verſteht er ſich zu einer
Vor erbeugun gegen links, indem er erzählt, der 1. Mai ſei in den

an die Phulen gefeiert worden, was natürlich allgemeine (ungläubige)
eiterkeit erregt. Schließlich kommt die Sache auf eine Kaiſer-
ilderdrbatte heraus, für deren Erhaltung beſonders die ſoge
annten Demokraten eintreten. Es war eine Abrechnung, die
ch gewaſchen hatte, denn die Unabhängigen packten ſo allerhand
on der Hohenzollernzeit aus. Es war zum Teil nicht gerade er
zicklich, aber nachdem ſogar die „Demokraten“ obſtruderten, be
echtigt, im übrigen recht luſtig. Die beiden Fraktionen von links
enügen aber und die Kaiſerbilder werden verſchwinden Es wird
unkel im Saal es wird wieder eine Dauerſitzung und auf der
reſſebank tuſchelt man bereits leiſe von neuem Streik. Während
en ſozialiſtiſchen Studenten Schulräume nun doch für ihre Kurſe
iemlich einſtimmig bewilligt werden, iſt der Streik beſchloſſen und

pir ziehen ab. r WV.
Um 456 Uhr eröffnete Herr Vorſ. Hennig die Verſamm-

ung und las eine Eingabe des Bundes zum Schutze der deutſchen
riegsgefangenen vor Der Bund fordert r Ausſchmückung des
bahnhofes und für die Verteilung von Liebesgaben an die heim

fehrenden Gefangenen 50 000 Mark. Die Eingabe wurde
dem Haushalteausſchuß überwieſen. Der Bauagarbeiterverband
orderte für die Bauarbeiterſchaft Halles einen Vertreter bei der
Pautenkontrolle. Der Vertreter des Magiſtrats erklärte, daß ſo
ort nach Genehmigung des Etats dieſe Stelle beſetzt wird
Außerdem lag der Verſammlung ein Aufruf zur Erhaltung des
Deutſchtums im S vor Der Herr Vorſ. Hennig legte das
chrifiſtück den Stadtverordneten zur Einſichtnahme vor. Nach
Erledigung der eingegangenen riften wurde zur Tagesord

nung un dese

richten
und

rung
efriſtet
rd die

perden.
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Sto. We ke (Beamter den AnMNagiſtrats. die Gaspreiſe zu erhöhen. die Kohlenpreiſe dau
end im Steigen begriffen ſind und ebenſo durch die zwingendenVerhältniſſe die Arbeitslöhne und Gehälter immer höher werden,
acht ſich eine Verſtärkung zahlreicher Ausgabepoſitionen des noch
icht genehmigten Haushaltsplanes notwendig. Durch den Gas

perkauf im Geſchäftsjahr 1919 kann die in Frage kommenve
Summe von 852 850 Mark aufgebracht werden, wenn der
reis des Gaſes

von 29 auf 40 Pfg. pro Kubikmeter
erhöht wird. Es wurde daher beſchloſſen, daß die Gaspreiſe mit
Wirkung von der im Juli d. J Beginnenden Ableſeperiode ne
folgt feſtgeſetzt werden 1 für 1 Kubikmeter Niederdruckgas durch
Gasmeſſer abgegeben zum Beleuchten, Kochen und Sein 40 Pfg.,
zum Betriebe von Gaskraftmaſchinen und zu anderen gewerd
lichen Zwecken 38 Pfg. durch n a Form A 40 Pfg.durch Tunzgasmeſſer Form B. 43 Pfg.; 2. für die Abgabe nach

Pdem aPuſ Falprers a) für 1 Leuchtflamme von ca. 100 Kerzen
Helligkeit bei nicht mehr als 2 Flammen in der Zeit vom 1. 4.
bis 30. 9. 3,25 M., vom 1. 10 bis 31. 3. 4,50 M. für jede weitere
angeſchloſſene Flamme 1. 4. bis 30. 9. 2,75 M., vom 1. 10. bis

er und

keit zu N. 3. 3,25 M.. b) für 1 Leuchtflamme von ca. 50 Kerzen Hellig-
s vor t bei nicht mehr als 2 Flammen in der Zeit vom 1. 4 bis 30. 9.

2 M., vom 1. 19. bis 31. 3. 2,75 M., für jede weitere Flamme
vom

Beilage zur Volksſtimme.

1. 4. bis 30. 9. 1,40, vom 1. 10. bis 31. 3. 1,80 M.
ewige Stv. Bor ges (Dem.) begründet einen Antrag des Magi-
Roh Pſtrats, welcher vie

l, und Dwenne e 6hud an Kriegdenen le l III k.n vor Ein' Rückblick über die deutſche Außenpolitik der letzten

ückzu dreißig Jahre.beiden Von Hans von Kiesling.at da (Schlußhat er Y. Jnm Jahre 1897 hatte Bülow die 4 h deutſchen Politik
tions übernommen. Damals trat ſie in ihre gefährlichſte Phaſe.

Schon war das Verhältnis zu Rußland, Konſtantinopels und
d wegen zu ſchwerem Konflikt, zu En anf ls- der
wirtſchafklichen Konkurrenz und der Vo enpolitik zu ge
wiſſem Gegenſatz gediehen, als der zwiſchen Deutſchland und

t der entreich ausbrechende Marokkoſtreit in zwei Kriſen Europa dem
noſſen grund eines Krieges nahe brachte. enn je, er damals

die deutſche Politik gewaltſamen. wohl auch aggreſſiven Charak
amm ter. Unter der Vorgabe der erfolgten Verletzung des deutſchen

Preſtiges ſtellte die kaiſerliche Politik damals e auſ,daß keine größere weltpolitiſch Veränderung ohne Deutſchland
Maß- Einwilligung vor ſich gehen dürfe Praktiſch erreichte man durch
ſtriel- I dieſes Vor der nichts erzielte gher nur einen Zim ſo feſterenn S Zuſammenſsh uß des gegneriſchen Rings; ſtatt durch diplomatiſche
nigſte Verhandlungen mit England und Frankreich ſich konkrete Vor

teile zu ſichern, erfand man das Schlagwort der gepanzerten Fauſt,
eizu ſetzte ſich der ganzen Welt gegenüber ins Unrecht und vernichtele

den letzten Reſt franzöſiſchen Entgegenkommens.
liche Seit jenem Moment, den ich als den unglücklichſten der gan
Ge- 5en kaiſerlichen Politik r möchte, iſt die feſte Geſchloſſen

Nit de utſchland geſchaffenen Mächtekoalition deutlich
m ſichtbar. Jn jener Zeit dürfte das Todesurteil über die Mittel

s der wächte gefällt worden ſein. Seine Vollſtreckung war nur eine
erten Frage der Zeit und Gelegenhetrt.
eiter Dank der geſchickten Politik Englands war der antes ſeiner

ührun affene Bund dem Dreibund wetz üherlegen. Tin daß 257 ihm ab, den Augenblick zu wählen, der ihm füe e

entſcheidende Anseinanderſegung gelegen ch

Die deut olitit er keins wehenſich dem e re zu entziehen. t e ſich von
re Seiten boengt r r ſandor h e 2en Rat mehr, als den Appe e 4 W r z

J den h Auig wie mer der Scheis Jeder

Erhöhung der Waſſergebühren
fordert. Er erklärte, wie der Gaspreis durh die allgemeine
Teuerung höher gefetzt werden muß. muß auch eine Erhöhungder Wa eintreten Durch Mehreiniohmen aus der
Waſſergeb muß ein Betrag von 96 000 Mark Mehr
ausgaben gedeck. werden. Es macht ſich deshalb eine Erhöhun
der Waſſergebühr um 4 Fie. pro Kubikmeter vom 1. Oktober a
notwendig. Die Sitzung ſtimmte dem Antrage des Magiſtrads
u, daß bie Waſſergebühr mit Wirkung von der im Oktober 1915

r Ableſeperiode ab von 24 auf 28 Pfg. je Kubikmeter
im zu verhindern, daß die Hausbeſitzer die durch Erhöhung

all dieſer Gebühren eniſtehenden Mehrkoſten nicht in verviel-
ältigter Weiſe auf die Mieter abwälzen können, brachte die
ozialdemokratiſche Fraktion folgenden Zuſa r ein: Derat wird erſucht, Ma Lahmen treffen, die verhindern,

daß die Hausbeſizer den Mietern Rückvergütungen für das
Waſſergeld abfordern, die ihre tatſächlichen Aufwendu
überſchreiten. Nach kurzer Debatte wurde der Zuſatzan
Rechts und Verfuſſungsausſchuß überwieſen.

en weit
ag dem

Die Theaterdeputation wurde a eine Eingabe des Halle-
ſchen Bürgerausſchuſſes hin auf 10 Mitglieder ergängt. avon
müſſen zwei Mitglieder des Magiſtrats und vier Mitglieder der
Sta ordnetenverſammlung ſein

Der von den Demokraten geſtellte Antrag, unter Abänderung
der im Jahre 1912 getroffenen Vereinbarung, den penſionierten
Polizeibeamten ſtatt Uniformen 200 M. Entſchädigung zu ge-
währen, wurde h rJedem Kriegsblinden, wie auch ſonſtigen mittelloſen Blindenoll, wenn er es beim Magſſtrat beantragt, Steuerfreiheit für
en zu ſeiner Lebenshaltung ſo notwendigen Hund gewährt wer

den. olgender vom Magiſtrat vorgeſchlagrner chtrag zur
Hundeſteuerordnung wurde angenommen: Steuerfreiheit wird auf
Antrag für die Hunde gewährt, die von Kriegsblinden oder un
bemittelten Blinden zu hrer Unterſtützung gehalten werden.

Da die Beſchaffung von Uniformſtücken infolge der Stoff-
J immer ſchwieriger wurde und den Steuer-, Gebühren-
erhebern ind Boten keine freie Dienſtkleidung mehr geliefert
werden konnte, hatte der Magiſtrat das im Etat vorgeſehene
Kleidergeld an die in Frage kommenden Beamten ausgeteilt.
Es iſt den Beamten trotz eines einmaligen Zuſchuſſes von 75 M
natürlich nicht möglich geweſen, mit den verhältnismäßig niedri-
gen Summen, die angeneſſene Zierdrpß zu erhalten. Deshalb
wird auf Antrag des Magiſtrats beſchloſſen, den Steuer-, Ge-
bührenerhebern und Boten zur Selbſtbeſchaffung der Dienſt
kleidung für das Etatsjahr 1919 einen Betrag von je 299 M.
unter Anrechnung der bereits gezahlten Beträge zu bewilligen.

Die aus dem Schmidtſchen Legatenfonds im Rechnungsßahrf
1918 aufgekommenen Zinſen im Betrage von 1125 M. werdenfolgendermaßen verteilt für Kinpwer ger und Bildungsverein
des Regierungsbezirks Merſeburg 500 Mark und für die Haus-
pflegekommiſſion des evangeliſchen Frauenbundes für Halle
625 Mark. Fen Kleeis rügte hierbei gleich. daß hier in
Halle der Hauspflegeverein ſo primitiv ausgebaut iſt und fordert
den Magiſtrat auf, dieſe für die Bevölkerung ſo wichtige Jnſtitution auf breiter Grundlkagy aufzubauen. Nachdem ein Herr vom
Magiſtrat die Urſachen der bis jetzt ſo kümmerlichen Exiſtenz dieſes
Hauspflegevereins klarzulegen verſuchte, ſtellte Gen. Kleeis den
Antrag, daß der Magiſtrat dieſem Inſtitut unter die Arme greifen
ſoll und auch Zubuße mit großen Summen dafür leiſten ſoll. Der
Antrag wurde dem Haushaltsausſchuß überwieſen.

Stv. Frau Krüger (U S.) bittet, den vorgelegten Ent
wurf des Haushaltsplanes der Vethke-Lehmann-Stiftung für 1919
u genehmigen und Einnahmen und Ausgaben für die Haupt-ſtiftung auf 127 900 M., für das Jugendheim auf 20 200 M. feſt

zuſetzen.

Es folgt die Beratung des Haushaltplanes. St Oſtor-
burg (U. S.) fordert im Namen ſeiner Fraktion die General
diskuſſion über den Etat. Vorſ. Hennig erklärt, daß er die
Beratung des Haushaltplanes in vier Sitzungen erledigen möchte
und bittet die Stadtverordneten. nicht in zu lange unfruchtbare
Debatten auszuſchweifen. Nachdem noch mehrere Redner gegen
die ſofortige Eröffnung der Generaldiskuſſion geſprochen hartenund dieſelbe an den Schluß der Beratungen legen wollten, wurde

der Antrag der Unabhängigen abgelehnt. Es folgte nun die Be
ratung der einzelnen Punkte des Haushaltsplanes. Folgende
vorgeſchlagenen Bilanzen wurde ohne Diskuſſion zugeſtimmt:
Schlacht und Viehhof 584 300 M. bezw. 82 450 M., Grube Karl
Ernſt 631 709 M., Friedhofsverwaltung 610 000 M. Bei Behand-
lung des Punktes tung“ ſtellte St. Bock(U. S.) den Antrag. die Stadtverordnetenverſammlung beauf-
tragt die u h die Verſtadtlichung desBegräbnisweſens vorzubereiten. einigen Ausführungen des
Stv. Bock, in denen er auf die noch heute geltende Einteilung
in Klaſſen beim Begkäbnis hinwies, wurde der Antrag ange
nommen.

Es folgt nun der Haushaltsplan dyus geſamten Schulweſens.Zuſch e u die Stadt an das Stadtgymnaſium 189 151 M.

Oberrealſchule 159 272 M., Re r 7 860 M.,Lyzeum 193 946 M., Frauenſchule 18 776 M., an die Mit lſchule
457 478 M., Peſtalozziſchule 79 474 M., ev. Volksſchule 1 724 129
Mark, kath. Volksichule 90 130 M., allgemeine Schnullaſten
1520 227 Mark. Diele Vorſchläge des Haushaltsplanes, die der
Stadt ungefähr 46 Mill Koſten für die Schulen auferlegen. wur
den ebenfalls angenommen. Jn der Schulfrage entſpann ſich fe
doch eine längere Debatte. Wilke brachte einige Forde
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ſwafeen ur Sprache. Er C an, daß in den kommenden Ge—-
ſchäftsjahren verſchiedene Poſten im Etat gekürzt werden müſſenund ſchlägt daher für jetzt ſchon einige Uenderus n vor. Erſtens

viſe man die r kollegiale Schulleitung einführen.
Dieſe den demokratiſchen Jdeen entſpringende Forderun erleich-e on ro Je Weiter deer ein kath. Schüler der Stadt pro Jahr 16 M.mehr koſte als ein evangeliſcher. pro Sahr 16 m

Wenn man die konfeſſionelle Schule ab wä
Erſparnis von 12 384 N. pro Jahr

Weiter ſei in der vor kurzem errichteten Grundſchule ni deeringſte Vorbereitung worden, den ln t
u der ganzen Einrich ung den neuen Verhältniſſen anzupaſſen,

Es ſcheine bald, als ob die Gegner der Einheitsſchule hierbei derOef entlichkeit ein Schnippchen ſchlagen wollten. Er e noch-
mals die Schulleitung, nur die tüchtigſten und erfahrenſten Päda-
ſaßen unter den Lehrern in dieſen l a arbeiten zu
aſſen. Dies ſei bis jetzt leider nicht der Fall, ſondern es ſeien
ogar ſchon einzelne Hilfskräfte verwendet worden. Er erſucht die

rſammlung, unabläſſig ihr Auge auf die Entwicklung desSchulweſens zu richten. Es ſetzt hierauf eine lebhafte Piskuſſion
ein und S h Brendel beteuerte immer wieder, es
könne nur auf eiſung der Reichsregierung im Schulweſen refor-
miert werden. Die Klagen über die Grundſchule ſeien nicht be-
rechtigt. Die Sto. Koenen und Splett ſprachen über ihre
Anſicht betreffs des Ausbaues der Grundſchulen uſw. n eini

m Hin und Herreden über Durchführbarkeit reformiſtiſcher
deen im Schulweſen, Hebung der ſozialen Stellung der Schul
nder a erklärt Herr Vorſ, Hennig, daß die Städte nichtſo ängſtlich zur Regierung zu blicken branqten, da dieſelbe Reform

beſtrebungen in den einzelnen Städten die weitgehendſten Kon
e ſionen mache. Er hofft, daß auch wir in Halle bald anderen

n ein Vorbild geben können. Auf eine Anfrage des
Stv. Plön nes Dem wie Lehrerinnen noch in
den hieſigen Schulen wiſſenſchaftlichen Unterricht erteilen, ant
wortete Stadt'chulrat Brendel, daß ihre Zahl 12 14 beträgt.
Er führte weiter aus, daß mit dieſen Hilfskräfien ſehr gute Er
fahrungen gemacht wurden Auf einige Anſragen des Stv.
Koenen antwortete ebenfalls Stadtſchulrat Brendel, daß
die einzelnen Klaſſenſchülerzahlen in nächſter Zeit ſchon allein
durch die äußeren Umſtände wie Geburtenrückgang uſw. abwärts
gehen würden. Die Abänderung des Lehrplanes ließe ſich nicht
übers Knie r und nach den Ferien wird eine zu dieſemZweck gewählte ommiſſion an die Arbeit ehen. Bei den vor

Koſten für Schulfeiern ſei vor a an die Schulent-
aſſungsfeiern gedacht Für die Gewährung von freien Lehr-

büchern ſei die Nachfrage ſehr gering und die 17 000 M. im Etat
würden nicht aufgebraucht. Frühſtück wird es in den Schulen
wieder geben, ſowie es die Lage auf dem Lebensmittelmarkte er
laubt. Darauf eröffnete Stv. Bock (U. S.) den Rei über
Macht und Schulfragen. Er betonte, daß der preußiſche Schul
meiſter dieſen r vexloren habe. Jetzt müſſe der Geiſt der
vocrevolutionären Geſchichtsordnung aus den Schulſtuben ver-
ſchwinden. Verſchwinden müßten vor allen Dingen die Kaiſer-
und Kriegsbilder. Er bringt folgenden Antrag ein: die Stadte
verordnetenverſammlung erſucht den Magiſtrat,

die Kaiſer- und Kriegsbilder aqus den Schulräumen zu
entfernen.

Nachdem Stv. Oſter burg dieſen Antrag unterſtützt hatte, er-
klärte St. Manſchewski im Namen der Demokratiſchen
Partei, daß er dieſen Antrag nicht unterſtützen könne, da das
Hohenzollernhaus 500 Jahre in Deutſchland regiert habe und uns
ſchon viele tüchtige Männer geſchenkt hat. Mik der etwas naiven
rklärung: da Wilhelm II. 25 Jahre zu Nutz und Frommen des
Reiches regiert habe, könnte er nicht für Abnahme der Bilder
timmen, ſuchte er die Stellungnahme der D en n vecht
ertigen. Koenen wundert ſich über den ſonderbaren
tandpunkt der Demokraten und forderte ſie auf, doch im wahren

Geiſte ihrer demokratiſchen Jdeen zu handeln. Stv. Schrader
(D.-N.) bedauerte daß die Hohenzollern hier in der Stadtver-
ordnetenverſammlung G maßlos beleidigt würden und brach
darauf eine Lanze für Wilhelm II. Er wurde oft ſtürmiſch von
der Linken des Hauſes unterbrochen. Stv. Bock führte noch
einige Epiſoden aus dem Leben des Kaiſers an und die Debo le
ing immer ger ins hochpolitiſche über. Nachdem noch Dr.r ir; (D.-R.), der berühmte „„Republikaner“ den Antrag

lebhaft bekämpft hatte, ſtellte Stv. Ziegler den Schlußantrag,
der abgelehnt wurde tv. Knauthe (W S.) verſuchte darauf
die Entfernung der Bilder vom künſtleriſchen Standpunkte aus
u befürworten. Sto. Her zfeld (Dem.) gab ſich alle erdenks ühe, einen Kompromiß zu ſchaffen, oder den Antrag zurück

zuſchieben. Die Antragſteller blieben feſt und endlich ſchritt man
nach ſtundenlanger Diskuſſion zur Abſtimmung. Beide Gruppenhatten dazu ihre Anhängerſchat verſammelt, da ein Ausfa der

Abſtimmung ungewiß war Mit einer Stimme Mehrheit wurde
der Antrag mit den Stimmen der Sozialdemokraten und denen
der Unabhängigen angenommen.Nachdem noch ein Geſuch der ſozialiſtiſchen Studenten
um Zuweiſung eines Raumes für ihre am 15. Juli beginnenden
Bildungskurſe für Arbeiter genehmigt wurde, war der Schuletat
erledigt. Die Tagesordnung nahm ihren Fortgang und bis in
die fernſte Ferne erſtreckten ſich noch die einzelnen Punkte. Da
wieder einmal ein Ende nicht abzuſehen war, verließen die Preſſe
vertreter vor Schluß den Saal.

terhaufen, der Europa verbrennen ſollte, nur der Funke fehlle,
um ihn zu entzünden.,

Am 28. Juni 1914 wurde der öſterreichiſchungariſche Thron
folger und in ihn begleitende Gemahlin in Serafewo von ſer-bier Hand ermordet. Die Bluttat war der Blitz, der in das

r Pulverfaß ſchlug. Er kam aus dem Wetterwinkel des

b es in früheren Zeiten gelungen war, auf dem Bal
kan entſtehende Fun raſch auszutreten, weil alle Machte
ein Intereſſe daran hattfen, ein Aebergreifen des Brandes zu ver
hüten, war im Jahre 1914 im europäiſchen Dampfkeſſel eine der-
artige Siedeſpannung eingetreten. daß die einſt angewandten
diplomatiſchen Ventile zur Entſpannung nicht mehr genügten.Die ſchwere Rüſtung, welche die ſämtlichen Glieder der euro

äi Familie trugen, das Uebergewicht. das die Militärs der
ämtlichen Staaten bei Veurteilung de et Fragen gewonnen

en, die ſchwüle Atmoſphäre feindſeliger Volk dir
über ganz Europa lagerte, ließ es zu Mobilmachungen in eſter
reich und Serbien, dann in Rußland und Deutſchland kommen
das Rad war im Rollen und ging unaufhaltſam hinweg über die
ſchwächlichen Verſuche, es aufzuhalten.

Wer objektiv die politiſche Entwicklung der letzten dreißig
Jahre verig t wied keinen Zweifel darüber haben können,
daß es ein Unding iſt, Deutſchland allein die Schuld an dem
furchtbaren Verhängnis aufzubürden, das über die Welt herein-
ebrochen S e Anſammlung des ungeheuren Zündfſtoffs iſte Folge s wirtſchaftlichen und politiſchen Gegenſatzes, der

Europa in zwei un a Lager geſpalten hat, die ſich gegenſeitigmit t tdazu iſt ovrrkghe un
eid und Mißgunſt betrachteten. Die unſchuldige Urſache

weifel das deutſche Streben nach Weltgeltung, der
nach wirtſchaftlicher Ausdehnung und poli re

Deren Die von Deutſchland erſtrebten politiſchen Ziele
waren ihm diktiert durch die Zunahme ſeiner J fur
die es Brot nicht anders ſchaffen konnte als durch Arbetit, deren
n ſich den Weltmaxkt eroberten und die wirrſchaftliche

D7 chlands ebenſo ſteigerten, wie ſeine politiſ
Aſpirationen. Derngegenüber befanden ſich die Abrigen Mächte
in der Verteidigung mit dam Recht des Beſttzenden, der wur ge
wen den meren an ſeiner wohlbefetzten Tafol mitfpeißen

äßt
Die leitenden Staatsmänner beider politiſchen Kombina

tionen hatten im Grunde genommen defenſive Geſichtepunkte.

derarti Anſpannung der militäriſchen Rüſtung. zu einem derartigen Ueberwiegen des militäriſchen Geſichtspunktes, daß darin

allein ihr die Gefahr des kriegeriſchen Zuſammenſtoßes be
azründetr Die immer mehr zuſpitzenden ſcharfen Jntereſſengegen-

ſätze und die Feindſeligkeit der Volksſtimmung brachte ſchließlich
den Krieg zum Ausbruch, der im Bewußtſein beider Lager ein
Verteidigungskrieg für die höchſten Jntereſſen geweſen iſt. Die
Verhältniſſe entwickelten ſich mit der Folgerichligkeit und Uner-
bittlichbeit eines Naturereigniſſes. ie eine Sturmflut brachder Krieg über das in Waffen ſtarrende Europa herein; auch die
größte Kifopfernßg und Kra a des einzelnen, der ſicher ihr entgegengeſtellt, zerſplittert hilflos an ihrer vor

wärtsdrängenden Gewalt. rFür den Finſichtigen ſteht es ſomit außer allem Zweifel, daß
keiner der leitenden Staatsmänner weder der Mittel machte noch
der Entente bewußt und abſichtlich den Krieg herbeigeführt hat
oder direkt die Schuld am Ausbruch des Kr u

Anders wird aber die Antwort ausfallen müſſen auf die
ob die kaiſerliche Politik nicht mitſchuldig iſt an deme lichen Zuſammenbruch, mit dem der ſche Aufſtieg in

iepferen Tagen geendet hat z
Die Politik iſt die Kunſt des Möglichen. Die Uferloſigkeit

der deutſchen Wünſche, die gewaltſame Art, ohne Rückſicht aufandere Intereſſen den eigenen Willen durchzuſetzen, die Ueber
ſchätzung der eigenen und die Unterſchätzung der fremden Kraft,
der in Bezug auf das mögliche Ziel unterlaufene Jrrtum, die Ab-
lehnung rechtzeitiger und weitgehender Kompromiſſe, das Ueber
ſchreiten der Grenze, inwieweit die deutſchen Staatsmänner ſich
in die Händel Osſterreich-Ungarns hineinziehen laſſen du
r das fal Urteil über den Zuſammenhalt u

iſtungsfähigkeit der habsburgiſchen
er deutſchen Staatskunſt, die

den Einfluß darauf geblieben ſind, da
Ring, der ſelbſt um ſie bildete nich 7 rman tatenlos der fremden Einkreiſungspolit uſa iweiterer Fehler, der nicht mit der Einkreiſungspol 313
u t Fern kann. Fig ekreiſt wird net nur derjenige,

r i einkreiſen läht. Auch für die ichkeit,
Schwanken und für die undiplomatiſche Art, für e

tik vor dem KrieDreinfahren mit dem die che Pol
trieben wurde, tragen die deutſchen Staatsmänner die

dte

u narch ſtndentſcheidendie wirr dem
waren. Daß

führte zu einer A Sach und Recht des
wortung. Sie dafür zur Rechenſchaft zu ziehen. iſt aber allein



Einen Bezirkstag hielt die Demokratiſche Partei am
Sonntag De ab. Man entſchied ſich entgegen dem vom Par-
teivorſtand vorgelegten Programm für das Frankfurter Pro-
gramm und ſprach im übrigen ſeinen Vertretern in Weimar
und Verlin das Vertrauen aus. Sehr ſtark wurde gegen
Erzberger zu Fede gezogen und verlangt, daß kein Partei
hgttes mit ihm zuſammen in ein Miniſterium eintreten
olle.

Eine Fachabteilung ſür Hausangeſtellte iſt beim Arbeitsamtder Stadt Halle rridiet worden Sie ſtützt ſich rechtlich auf
den Gemeindebeſchluß vom 3. Februar 1914 über die Errichtun
eines ſtädtiſchen Arbeitsnachweiſes, in dem es in den S8 6 und
heißt, daß neben der Hauptſtelle beſondere Fachabteilungen ein
gelest werden können, denen auf Beſchluß des Magiſtrats beſon

bei rneke üfſe beizuordnen ſind. Durch den
arbeitsnachweis erfolgt die Vermittelung alles weiblichen Haus
perſonals. Der Fachausſchuß beſteht aus je fünf Vertreterinnen
der Dienſtherrſchaften und der r unter dem Vorſitzdes MagiſtratsDezernenten für das ſtädtiſche Arbeitsamt. Die
Vertreterinnen werden von den beiderſeitigen Organiſationen er-
nannt. Sie müſſen jedoch entweder „in der Regel“ eine Haus-
angeſtellte beſchäftigen oder andererſeits in einem Dienſtverhält-
nis ſtehen. Der Fachausſchuß hat weitgehende Befugniſſe. Neden
der Ueberwachung der Fachabteilung ſoll er Wünſche und Be
ſchwerden der Hausangeſtellten entgegennehmen und Mängel ab-
ſtellen, Streitigkeiten aus dem Dienſtverhältnis ſchlichten, dei der
Herbeiführung geregelter rechtlicher Zuſtände im Bereich des
Dienſtrechtes für Hausangeſtellte mitwirken, die Einrichtung und
Erweiterung von Haus und Fortbildungsſchulen fördern und
Freiſtellen für Mittelloſe und Waiſen ſchaffen uſw. Für dieSchlichtung von Sireitigkeiten wird ein Sch ächtuggeaus du ein
geſetzt, deſſen Vorſitzender vom Fachausſchuß gewä IIt wird. Der
Schlichtungsausſchuß kann nur vermitteln; „Urteile“ kann er nicht
fällen. Die Organiſationen, die S am Arbeitsnachweis betei-
igen, verzichten auf jede eigene Stellenvermittelung unv n
ten ſich, bei ihren Mitgliedern auf Benutzung des Facharbeitsnach-
weiſes hinzuwirken. Mit der ganzen Einrichtung ſoll insbeſon
dere bewirkt werden, daß die xund 25 gewerbsmäßigen Stellen-
vermittler, die wir noch in Ha ben, weniger oder nicht mehr
in Anſpruch genommen we n Halle hat man noch davon
Abſtand genommen, um zu beobachten, welche Benutzung derFacharbeitsnachweis für Hausangeſtellte findet Die Einrichtung
iſt dicſer Tage ſchon ins Leben getreten

Zu den Tarifverhandlungen der Arbeftgebers und Ange
felltenverbünde erfahren wir, daß die Arbeitgeber geſtern aber-

mit einander eine fünſſtünvige Beſprechung in der Han-
S ammer abgebalten daben, um den Forderungen der Ange-

euten möglichſt nahe zu kommen und eine neue Grundlage für
ine Verſtändigung zu finden. Die Gehaltsſätze, die den Forde
rungen der Angeßtellten angentthert o wurden beute den
Drganiſationsvertretern der Angeſtellten bekanntgegeben.

Die Halleſche Zeitung“, ſchreibt uns ein Lefer, bringtnach der Sorde tn chaft“ in einem Artikel „Mün-
chener Deutſchenmorde durch Juden“ die Namen der erſchoſſenen
Geiſeln. Es iſt erfunden, daß der Begßehl des Erſchiehensdurch Juden gegeben wurde Eglhofer hat den Todesbefehl ge
geben und unterſchrieben. Sontheimer, der als Jude bezeichnetwird, war katholiſch geboren, Sohn katholiſcher XFitern. Unter
den Erſchoſſenen war auch ein Jude, Berger aus Wien So wird
verſucht, das deulſche Volk immer mehr in die Lüge und den
Judenhaß zu hetzen

r Schwurgericht. Wegen ſchwerem Landfriedensbruch hatten
9 u verankworten die Kontoriſtin D. das Dienſtmädchen A.,
er Fleiſchermeiſter K., die Schneiderin R., der Kriegsbeſchädigte,

Sergt. L. und der Handlungsgehilfe D. Die D. hat ſich im Wein-
keller von Pottel u. Broskowski mehrere Flaſchen Seit
laſſen und hat dieſelben mit nach Hauſe genommen. ie Ge
)worenen bejahen bei ihr dis Schuldfragen nach einfachem

Landfriedensbruch und ſie wird zu 1 Jahr 3 MonatenGefängnis verurteilt. Der m Sohn ihres Quartier-
wirtes wurde f Mart war als Dienſtmädchen
bei Broslkowsk mußte mit der Familie gleichzeitig das Haus
verlaſſen, als die eingedrungenen Soldaten dies am 2. März
verlangten. Sie ging dann zur Schweſter ihres Bräutigams L.,
der Frau R. Alle vier Angeklagte haben dann eifrig geplündert.
gen dem n Nußbaum ſtatteten ſie einen Beſuch ab. Die
A. ſuchte die Sache zuerſt ſo darzuſtellen, als ob ſie die Sachen
anderen Plünderern weggenommen. um ſie für ihre Herrſchaft
Broskowsti in Sicherheit zu bringen. Dieſe Darſtellung wurde
durch die Beweisaufaahme widerlegt. Die Geſchworenen bejah-
ten bei ſämtlichen Angeklagten die Schuldfragen nach ſchwerem
Landfriedensbruch unter r mildernder Umſtände, dasUrteil lautete bei der A und R. je 2 Jahre, bei K. und L. ſe
1 Jahr 9 Monate, bei D. 1 Jahr 3 Monate Gefängnis. Unter-
ſuchungshaft wu. de bei A. 4 Monate, bei K. und T.
je 2 Monate, bei L. 6 Wohen, bei D. 3 Monate Ferner wurde
verhandelt gegen den Monteur G. Derſelbe wird beſchuldigt, am
1. April ſeine Frau vorſätzlich getötet zu haben, indem er ſie am
Fußwege Merſeburg--Röſſen in die Saale warf, (1) G. lebte ge
krennt von ſeiner Frau und arbeitete auf dem LeungWerk.
Unterwegs bekamen ſie Streit, die Frau wurde äußerſt rablat
und ſpuckte dem Mann ins Seſgt Als er nun wütend auf ſie
eindrang, lief ſie fort nach dem Saaleufer zu. Ob nun die Frau
durch Ungeſchickli keit oder durch einen Stoß des Mannes in die
Saale fiel, darüber kann G. gar keine Anga machen. Er ſagt,
er ſei ins Waſſer Feprrnoggh um ſie zu retten. Da er necht
ſchwimmen konnte, hätte er ſich mit Mühe und Not an der ſteilen
Uferböſchung r Er hoffie, daß die Fre ſich ge
retet, als er aber Nachricht bekam, daß ſie e Hauſe bei ihren
Eltern nicht eingetroffen ſei meldete er den rfall. Da er ſeit
langem in Unfrieden mit ſeiner Fran lebte, ruhte ſehr ſtarterVerdacht auf ihm, es gelang ihm jedoch den Verdacht zu entkraf

Nee Geſchichte zweier tüdte.

5) Rorzan von Charles Dickens.
Er ſah ſie zerſtreut nach der Reihe an und ſprach nach einer

Pauſe mit balbgedämpfter Stimme:
„Wollt Jhr mir dann eine Frage beantworten? Wie geht

es zu?“
„Bürger Doktor,“ ſagte der erſte J „er ſt von der

Seftion St. Antoine angeklagt. Dieſer Bürger,“ ſetzte er hinzu.
auf den zweiten der Eingetretenen deutend, „iſt aus St Antoine.“

Der Bezeichnete nickte mit dem Kopfe und wiederholte:
„Er iſt von St. Antoine angeklagt“
„Welches Vergebens wegen?“ fragte der Doktor.
„Bürger Doktor.“ ſagte der erſte ſo zögernd wie vorher,„fragt nicht weiter. Wenn die Republik gpſer von Euch ver

langt, ſo werdet Jhr als guter triot Euch gewiß glücklich
chätzen, ſie zu bringen. Die Republik geht allem vor, der Wille doe
Volks iſt Geſetz vremonde, wir haben Eile.

„Noch ein Wort,“ bat der Doktor. „Wollt Jhr mir ſagen,
wer ihn angeklagt hat.“

„Es iſt gegen die Friſt ſagte der erſte „aber Jhr
könnt den von St. Antoine dort fragen

Der Doktor ſah dieſen an der unruhig die Füße bewegte, ſich
den Vart rieb und endlich ſagte:

„Eigentlich iſt es gegen die Vorſchrift, aber er iſt angeklagt
und ſchwer von dem Bürger und Bürgerin Defarge. Und
noch von jemandem.“

„Wer iſt das?“Fragt Jhr, Bürger Doktor
a

der von S Antoine mit einem ſeltſamen
morgen Antwort erhalten. Jetzt vin ich

S. Kupftel.
Gute Karte

anntſchaft mit dem neuen Schickſals-
ging Miß Proß durch ſehr enge Straßen auſ

(8

Danmn,“
Blick, werde
ſtumm.

n 9
ſchlag zu Hauſe,

Fach

W

Die Geſchworenen ſorachen ihn nur der fahrläſſigen Tökungin See lautete auf 2 Jahre Gefängnis 4p
Der Reichsverhand deutſcher aktiver Unteroffiziere Ort

ruppe Halle hält am Dienstag, den 15. d. M., abends 7 Uhr
m „Welßbierſalon“ (Geiſtſtraße- Ecke e eine Monats

verſammlung ab. Alle dem Verbande noch fernſtehenden aktiven
Unteroffiziere ſind herzlichſt eingeladen.

Bad Wittekind. Morgen Mittwoch, abends 8 Uhr, indet
Extra- Konzert vom Seifert- Orcheſter unter Leitung des Muſik
direkters Richard Seifert (Bayer. MilitärMuſikmeiſter a. D.)

Die Vortragsfolge enthält Werke von ouſſean, Brühl,
s, Verdi, Eberle, Offenbach, Bellini,r Thee Die Eintrittspreiſe ſind aus der

ſtatt.

Beetboven, tStrauß, Lincke und Theike.
Anzeige zu erſehen,

Aus der Provinz.
Weißenfels. Städt. Kirſchenverkauf Mittwach, 16. Juli auf

n Stadt rdnetennerDeli n der letzten adtverordnſam Wunder u. a. folgende Punkte auf der Tagesord
nung: Anſtellung eines juriſtiſchen Hilfsarbeiters. Neuregelung

der Gehälter der ſtädtiſchen Beamten Gewährung eines Bau
uſchuſſes für die Erſenhahnbaugenoſſenſchaft. Die Verhand-ung der letzten beiden Punkte erſol te teils in öffentlicher, teils

in nichtöffentlicher Sitzung Die Anſtellung des u i den 4arbeiterg wurde genehm'agt. Seine Tätigkeit ſoll ſich auf das
Gebiet wichtiger ſozialer Angelegenheiten erſtrecken. Die Ge-
älter der ſtädtiſchen Veamten wurden den in leichen Klaſſe

tehenden Staatsbeamten angepaßt. Für einzelne Beamtenklaſſen
wurden penſionsberechtigie Stellenzulagen bewilligt. Bei der
Genehmigung der Beſo'dungsordnung iſt eine Beſſerſtellung

genüber den Staatsbeamten erzielt worden, da die geſamte imJa nſte der Stadt verbrachte Dienſtzeit, ohne Rückſicht auf die
verſchiedenen Beamtenllaſſen, denen der betreffende Beamte an
gehört hat. auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen iſt. Der
insloſe Zuſchuß für die Ueberteuerungsbauloſten der Bougenoſfen

a wurde mit einſchränkenden Bedingungen, auf die Höchſt
umme von 40 000 Mark feſtgeſetzt.

Aus gllek Welt.
Berlin. Die Defraudationeines Offizuers, Der

2entnant d, V. der bei einer Abrecht ungsſtelle über die
beſetzt geweſenen italieniſchen Gebiete beſchäftigt war, hat aus
der anvertrauten Kaſſe 50 000 Mark veruntreut. Der Jin
tige, der ſehr flott lebte und viel Schulden machte, wußte ſchließ-i keinen Ausweg mehr, ſo daß er zuguterletzt ſich noch dieſe
Verfehlung zuſchulden kommen ließ und flüchtete.

Plauen, 14. Juli. Jm benachbarten Brambach iſt der bis-
her vergeblich geſuchte Münchner Kommuniſt Seidel verhaf-
let worden. Er konnte erſt nach heftiger Gegenwehr überwältigt
und feſtgenommen werden.

Breslau, 14. Juli. Heeresbeſtände für Minder-
bemittelte. Der geſchäftsführende Ausſchuß des „Notſtands-
besirks Breslau“ hat beſchloſſen, für 60 000 M. Hausratsgegen-
ſtände aus Heeresbeſtänden zur Abgabe an bedürftige Einwob-
ner Breslaus anzukaufen. Es handelt ſich dabei hauptſächlich
um Matratzen, Betten und Vettſtellen.

Poarteinachrichten.

Die ſozialdemokratiſche Fraktion der Preußiſchen Tandesver-
ammlung überwies dem Parteivorſtand als erſte Rate aus ver
Fraktionskaſſe den Betrag von 5000 Mark.

Starker Mitgliederzuwachs. Jw Bezirk Magdeburg iſt die
r bedeutend gewachſen. Sie betrug am Ende des
Geſchäftsjahres 1919 71082 gegen 13 611 im Vorjahre. Das iſt
ein Zuwachs von 58071 Mitgliedern. Die Parteipreſſe zählt
107 419 Abonnenten. Davon entfallen auf die Magdeburger
„Volksſtimme“ allein 64 419 Leſer. Das ſind 53 579 Abonnenken
mehr als in Vorjahre. So wächſt unſere Partei allerwärts, tro
dex „Siege“, die das unabhängige Halleſche Volksblatt alltägli

(cdhhecſſſſftſies.
Das Erwachen der Landarbeiterſchaft.

Jn den beiden oberfränkiſchen Bezirlen Hof und Bamberg ſind
zurzeit über 1000 Arbeiter und Arbeiterinnen organiſiert. Nach
wochenlangen Bemühungen ſind endlich Verhandlungen mit den
land wirtſchaftlichen Arbeitgebern im Gang zur Schaffung eines
Tarifrertrags, nachdem in den z Tagen auf zwei größeren
Hütern, ſchon vorübergehend die Arbeit eingeſtellt war, weil die
Gutsbeſitzer kein Entgegenkommen gegen die berechtigten Forde-
rungen der Arbeiterſchaft zeigen wollten. Der Abſchluß eines
Vertrages für den Bezirk Hof und Umgegend, in dem ſich ca. 30kleinere und mittlere Güter befinden e bevor, für ven Bezerk
r und Umgebung iſt ein Lohn arif bereits geſchaffen
worden.

11. Verbandstag der Töpfer.
g3 den Tagen vom 23. bis 28. Juni fand in Nürnberg der

11. Verbandstag des Zentralverbandes der Töpfer und verwandter
Berufe ſtatt. Anweſend waren 37 Delegierte, die Mitglieder des
Hauptvorſtandes. das Mitglied des Ausſchuſſes JohnMeißen und
5 Gauleiter. Nach dem Vorſtandsbericht, der ſich auf einen Zeit

e.4 T t un I ea f

raum von ſechs Jahren erſtreckt ſank die Mitgliederzam m Krrauf unter z ſtieg nach dem Waffenſtilſſtand auf 9000.

Kaſſenbericht weiſt eine Me a von 108 000 auf,
urſacht durch die große Arbeitsloſigkeit Für die Unterſtültzun
zweige wurden über 57 Prozent der Geſamteinnahmen veransAn den Vorſtandsbericht ſchloß ſich eine ihn
Debatte an, die ſich wenig mit dem Bericht befaßte, ſondern
Charakter einer h tiſchen Puggianberſenyng hatte. d
Anlaß dazu gab eine kleine radikale Gruppe. die ſich hauptſöchſf
aus Verliner Delegierten zuſammenſetzte Es wurde eine R
lution angenommen die die Zerſplitterung der politiſchen Arhe
terbewegung bedauert und veſonders das reaktionäne Verhalktder nehühgigen und kommnuniſtiſchen Preſſe, den Streit in d
Gewerkſchaften hineinzutragen, verurteilt. Dem Vorſtand
den Gauleitern wird Vertrauen ausgeſprochen. Die Kollegen

nzen Lande werden aufgefordert, ihte ganze Kraft der Einiguber Arbeiterklaſſe zu widmen Dem Redakteur des Fachorgay

wird aufgegeben, auch in Zukunft die politiſchen Streitigkeite
aus dem Blatte fernzuhalten

Redakteur Schmi wrag dann über die Gewerkſchaften
neuen Deutſchland. Zum Gewerkſchaftskongreß wurden Haux
vorſtand Drunſel und Kemnitz-Berlin g. Ueber
Lohn- und Arbeits bedingungen im Töpferberufe ſprach Drun
Er gliederte ſeinen Vortrag in drei Abſchnitte: Akkordarbeit od
Lohnarbeit, Reichstarif oder Bezirkstarif, die Lehrlingsfrage
Jn der Statutenberatung machte die radikale Oppoſition wiedeholt Vorſtöße zur Einleitung des Abbanues der Unterſtützung
einrichtungen. Die dahinzielenden Anträge wurden abgelehn
Die Beiträge wurden bedeutend erhöht und betragen künftig na
Zohnklaſſen abgeſtuft, 50 80. 1090. 120 und 150 Pfg. Bei d
Wahlen wurden die bisherigen Vorſtandsmitglieder und die Ha
leiter durch Akklamation wiedergewählt. Die Wahl des OHrie
der nächſten Generalverſammlung wurde dem Vorſtand Uberlaſſe

Lette Depeſchen

In gtalien ſpukt es weiter.
Bern, 14. Juli. (WTV.) Jn Rom blieben am Son

abend wieder die meiſten Läden geſchloſſen. Die Apothel,
waren genötigt, Arznei und Toilette- Gegenſtände zu halbe
Preiſen abzugeben, um Plünderungen zu vermeiden.Luzera nen kam es zu blutigen Zuſammenſtößen,
ſechs Tote und 27 Verwundete forderten. Ueber die Sta
wurde der Belagerungszuſtand verhängt. Nitti richtete
die Präfekten einen Erlaß, der energiſche Maßnahmen z
Schutze der Ladengeſchäfte und Warenvorräte gegen die
walttätigkeiten der Menge verlangt.

Die Mehrheit des Senats gegen Wilſon.
Amſterdam, 14. Juli. (WTB.) Die engliſchen Blätte

vom 10. Juli bringen eine Exchange-Meldung, der zufolt
ſich augenblicklich 49 amerikaniſche Senatoren das iſt me
als die Hälfte der Geſamkmitgliederzahl des Senats vor
behaltlos der Annahme des Völkerbundvertrages widerſetze

Haag, 14. Juli. Wie der „Nieuwe Courant“ ar
gris meldet, ſteht, Nachrichten aus Waſhington zufolge, ei
onflikt h den Vereinigten Skaaten und Merih

bevor. Amerika beabſichtigt, bis eine feſte mexikaniſc
Regierung errichtet iſt, die mexikaniſchen Häfen u
einen Teil des mexikaniſchen Hinterlandes zu be
tet Verhinderung der Steuerfſucht.

Weimar, 13. Juli. Der Reichsfinanzminiſter hat
heute in einer Beſprechung mit den Finanzminiſter
der Gliedſtaaten mitgeteilt, daß neue Maßnahmen zur
Verhinderung der Steuerflucht und der Verſchiebur
von Wertpapieren bevorſtehen.

Ende des Berliner Straßenbahnerſtreiks.
Berlin, 15. Juli. WTVB. meldet: Jn der heute ſtatt

efundenen Verſammlung der Angeſtellten der GroßerBeruner Straßenbahn wurde beſchloſſen, die Arbeit
morgen wieder aufzunehmen.

Berlin, 14. Juli. (WTB.) Laut „AchtUhrAbend
blatt“ beginnt der Omnibusbetrieb morgen früh wiede

Berlin, 15. Juli. Das Berliner Tageblatt kann
mitteilen, daß in dem noch geſtern abend abgehaltenen
Verſammlungen Vorſorge getroffen war, daß die kom.
muniſtiſchen Agitatoren nicht zu Worte kamen. Da
Bild habe ſich ſofort geändert, und es ſei überall deut
lich die Luſt zur Wiederaufnahme der Arbeit zu Tage

etreten. Aus techniſchen Gründen, Reinigung derFeleiſe uſw. wird der Verkehr erſt in vorgeſchrittenen

Stadium beginnen können.
Ende des oberſchleſiſchen Atreis. Wer V

Kattowitz, 14. Juli. Der Streik im Rybniker Berrer iſt miſchen Wie auf den Leoſchacht der Charlotten

rube.
Kattowitz, 14. Juli. Der Betrieb in Tarnowitz iſt

aufgenommen. Der Eiſenbahnerſtreik iſt beendet.

der neuen Brücke über den Fluß, während ſie beſtändig innerlich
die verſchiedenen Einkäufe herzählte, die ſie zu machen hatte.
Mr. Cruncher mit dem Korb ging neben ihr.

Von einem Weinſchank wollten ſie Wein mitnehmen,
Als ihr Wein ausgemeſſen ward, verabſchiedete ſich ein

Mann von einem andern in einer Ecke und ſtand auf um zu
gehen. Er mußte an Miß Proß vorbei. Kaum hatte dieſe ſein
Geſicht erblickt, ſo ſtieß ſie einen Schrei aus und ſchlug die Hände
zuſammen.

Jn einem Augenblicke war die ganze Geſellſchaft aufge
ſprungen. Daß jemand ermordet worden, weil er einem andern
nicht hatte recht geben wollen, war das wahrſcheinlichſte. Jeder-
mann erwartete jemanden auf den Boden ſinken zu ſehen, ſah
aber nur einen Mann und eine Frau, die ſich mit weitaufgeriſſe
nen Augen anſtarrten: der Mann dem ganzen äußeren Anſehen
nach ein Franzoſe und ein geſinnungstüchtiger Republikaner,
die Frau eine Vollblutengländerin.
„Was gibt's?“ ſagte der junge Mann, der Miß Proß gegen
über ſtand, in ärgerlichem, ſchroffem Tone (obgleich leiſe) und
auf Engliſch.

„Ach Salomo, lieber Salomo!“ rief Miß Proß und ſchlug
ihre Hände wieder zuſammen; „nachdem ich ſo viele Jahre nichts
von dir geſehen oder gehört habe, dich endlich hier zu finden!“

„Nenne mich nicht Salomo. Willſt du mir den Tod auf
den Hals ſchicken?“ fragte der Mann in verſtohlener und ver
ſchüchterter Weiſe.

„Bruder, Bruder!“ rief Miß Proß mit hellen Tränen
aus; „bin ich jemals ſo hartberzig gegen dich geweſen, daß du
mir ſo etwas zutrauen kannſt

„Dann halte dein geſchwätziges Maul,“ gebot Salomo, „und
komm auf die Straße hinaus, wenn du mit mir ſprechen willſt!
Bezahle deinen Wein und komm. Wer iſt der da?“

Miß Proß ſchüttelte ihr liebendes und bekümmertes Haupt
über ihren keineswegs liebreichen Bruder und gab durch Tränen
zur Antwort: „Mr. Cruncher.“

„Er mag auch mit herauskommen,“ ſagte Salomo. „Hält

er m r W Mr. rungAllem Anſchein nach war Mr. Cruncher dieſer Meinung
wenialtens nach ſeinem Ausſeben zu urteilen. Ex ſagte jedoch

kein Wort, und Miß Proß, die Tiefen ihres Strickbeutels mit
großer Beſchwerde durch ihre Tränen durchforſchend, bezahlte
den Wein. Während ſie dies tat, wendete ſich Salomo an die
Zöglinge des guten Republikaners Brutus und ſprach auf Fran
zöſiſch einige erklärende Worte zu ihnen, die ſie alle veranlaßten
ihre früheren Plätze wieder einzunehmen und ſich ihren eben
unterbrochenen Beſchäftigungen von neuem zu widmen.

„Nun, was willſt du von mir?“ fragte Salomo, als er an
der dunkeln Straßenecke ſtehen blieb.

„Wie hart von einem Bruder, von dem ich nie meine Liebe
abgewendet tabe,“ rief Miß Proß aus, „mich ſo zu bewillkommw
nen und ſo kalt zu bleiben.“

„Da. Hol's der Kuckuck! Da,“ ſagte Salomo, und ſtieß
mit ſeinem Mund auf die Livpen der Schweſter. Biſt du run
zufrieden

Miß Proß ſchüttelte nur den Kopf und weinte ſtille Tränen
„Wenn du erwarteſt, daß ich überraſcht ſein ſoll,“ ſagte i

Bruder Salomo, „ſo täuſcheſt du dich: ich wußte, daß du hie
warſt, ich erfahre es nur von den Wenigſten nicht, wenn ſie nah
Paris kommen. Wenn du wirklich nicht wünſcheſt, mein Leben, z
gefährden was ich halb für möglich halten könnte ſo geh
bald als möglich deinen Weg und laß mich meinen gehen.
habe viel zu tun. Jch bin Beamter.“

„Mein engliſcher Bruder Solomo.“ ſagte Miß Proß mit
einem trauervollen Aufblick ihrer tränenſhweren Augen gen
Himmel, „der in ſich das Zeug hatte, einer der beſten und grös-
ten Männer ſeines Vaterlandes zu werden, ein Beamter untel
Ausländern. und ſolchen Ausländern! Faſt lieber ätte ich den
liever. Jungen in eine n

„Sagte ich's nicht!“ unterbrach ſie ihr Bruder heftig „Jé
wußte es ja! Du willſt mein Tod ſein. Meine eigene Schweſtet
wird D21 verdächtis machen. Gerade wie es mir anfängt beſſel
zu gehen„Der gnädige und barmherzige Simmel verhüte das!“ rief
Miß Proß aus. Viel lieber möchte
lieber Salomo, obgleich ich dir immer von Herzen gut geweſen
bin und es immer bleiben werde. Sage mir nur ein liebreiche
Wort und gib mir nur die Verſicherung, daß keine Entfremdun
zwiſchen uns herrſcht, und ich will dich nicht länger aufhalten

Fortſetzung folgt.
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